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Bürgerliches Recht und Sozialversicherung
Professor Dr. Boecker, Direktor des Oberversicherungsamts Merseburg

Des ( mfanjrs wegen bringen wir diese Abhandlung in

zwei Teilen. l>ie Sdiriftleitung.

Es ist für jeden bei den Trägern der Sozialver¬

sicherung ehrenamtlich oder beruflich Tätigen

unerläßlich, die Bestimmungen des bürgerlichen
Rechts zu kennen, die dem Versicherungsrecht
bei seiner Schöpfung die Grundlage boten.

Wichtig ist für diese Personen weiterhin das

Verfahrensrecht, die Zivilprozeßordnung
(ZPO.) und das Arbeitsgerichtsgesetz (AGG.).
Sie können diese anwenden als Geschäftsführer,

der in Prozessen auftritt, als Vollstreckungs¬

und Vollziehungsbeamter der Kk. gemäß § 404

III RVO., außerdem verweisen die Versiche¬

rungsgesetze auch in bezug auf Streitigkeiten

aus dem Dienstverhältnis auf die ZPO. (§ 46 der

Ausführungsbestimmungen über das kassen¬

ärztliche Dienstverhältnis, das „schieds¬
richterliche Verfahren' X. Buch der

ZPO).

I. Das bürgerliche Recht erfaßt den

Menschen als Rechtspersönlichkeit von seiner

Geburt bis zu seinem Tode, umgibt darüber

hinaus die Leibesfrucht bereits mit rechtlicher

Fürsorge und wirkt sich in den erbrechtlichen

Bestimmungen über den Tod hinaus aus („D i e

Sozialversicherung" Bd. 4 Seite 87).

Es bestimmt seine Stellung in und zur Familie

im Familien recht und regelt seine Be¬

ziehungen zur Mit- und Umwelt, zu anderen

Personen im Recht der Schuldver¬

hältnisse, zu den körperlichen
Gegenständen im Sachenrecht.

Wir gehen also um so sicherer durch unser Le¬

ben, je mehr wir vom bürgerlichen Recht kennen,
zumal von den Rechtsgeschäften, die wir alle

Tage vornehmen, z. B. vom Kauf, oder die

für uns wichtig sind: Eingehung von Dienst¬

und Abschluß von Mietverträgen, Erwerb von

Eigentum an Grundstücken, Eingehung einer

Ehe mit ihren Wirkungen (Stellung des Mannes

und der Frau, eheliches Güterrecht, elterliche

Gewalt, Unterhaltspflicht), Fürsorge für den

Todesfall (Erbfolge, Testament)

Das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB.) wurde am

18. August 1896 verkündet und am 1. Januar

1900 ist es in Kraft getreten. Bis dahin herrschte

eine große Rechtszersplitterung. Für Preußen

galt: a) das
, Allgemeine Landrecht für die

Preußischen Staaten- vom 5. Februar 1874 in

den 1815 zum Staate gehörigen Landesteilen,

b) das „gemeine deutsche Recht", d. h. das bei

uns übernommene römische Recht — weiter¬

entwickelt durch das deutsche Recht —, in den

später erworbenen Landesteilen Hohenzollern,

Schleswig-Holstein, Hannover, Hessen-Nassau,

Neuvorpommern und Rügen, c) das franzö¬

sische Recht im Gebiet des linken Rheinufers.

Bereits 1874 waren die Mitglieder der Vor¬

kommission und der ersten Kommission zur

Abfassung eines BGB. zusammengetreten und

Ende 1887 legten sie den ersten Entwurf vor.

An diesem ersten Entwurf übten vor allem der

Wiener Universitätsprofessor Anton Men¬

ger und der Berliner Universitätsprofessor
v. G i e r k e schärfste Kritik. M e n g e r (Sozia¬

list) unternahm es, die kapitalistische Natur des

BGB. darzutun und bezeichnete namentlich die

Bestimmungen über den Arbeitsver¬

trag — es waren nur acht Paragraphen — als

„ganz unzureichend und veraltet'4, als „eine

einseitige Begünstigung der herrschenden

Klassen", die nur zu verstehen sei, wenn man

annähme, daß „die besitzlosen Volksklassen den

höheren Bevölkerungsschichten von vornherein

zu Gehorsam und Unterwürfigkeit verpflichtet
seien". („Das bürgerliche Recht und die besitz¬

losen Volksklassen." 1890.) v. G i er k e ver¬

suchte, dem deutschen Rechtsgedanken und der

deutschen Grundauffassung vom Wesen des

Rechts Geltung zu verschallen gegenüber dem

römisch-rechtlichen Geist des Entwurfs. „Der

Gedanke der Gemeinschaft durchdringe
das germanische Privatrecht, während er dem

römischen Recht fremd sei." Eine „gemein¬

schaftsfeindliche, auf Stärkung des Starken

gegen den Schwachen zielende, in Wahrheit

antisoziale Richtung, eine individualistische und

einseitig kapitalistische Tendenz kennzeichne



den Entwurf." („Ueber den Entwurf eines bür¬

gerlichen Gesetzbuches und das deutsche Recht".

1889.)

Die zweite Kommission, die 1890 berufen wurde,

„das Werk einer starken Umarbeitung zu unter¬

ziehen und zu vollenden", hat diese Kritik be¬

rücksichtigt und soziale Gedanken im Miet¬

recht (§ 544), insbesondere im Dienstvertrags¬

recht ($$617, 618), bei der Schadensersatzpflicht

($ 829) berücksichtigt. Keine Rücksicht hat

man genommen auf die Auswirkungen des

wirtschaftlichen Aufschwungs, die Umschich¬

tung der Bevölkerung vom Lande in die Städte,

den Uebergang der selbständigen industriellen

Eigenunternehmungen in die Form der juristi¬

schen Person, die Abkehr vom wirtschaftlichen

Liberalismus, der im Vertragsrecht der Ge¬

werbeordnung vom 2L^unil869 zu deutlichstem

Ausdruck kam: „Die Festsetzung der Verhält¬

nisse zwischen den abständigen Gewerbe¬

treibenden und den gewerblichen Arbeitern ist

Gegenstand freier Uebereinkunft." (§ 105 Ge¬

werbeordnung.) Von den wirtschaftlichen

Organisationen der Arbeitgeber und Arbeit¬

nehmer, die in den Jahren von 1874 bis 1896

entstanden, von den Tarifverträgen, die seit

1869 in immer größerem Umfange abgeschlos¬

sen wurden, von der weitverbreiteten Akkord¬

arbeit nimmt das BGB. keine Notiz. Auf die

Akkordarbeitsverhältnisse mußten die Gewerbe¬

gerichte bei ihrer Rechtsprechung die Vor¬

schriften von der „Gesellschaft" (§§ 705 ff.

BGB.) anwenden. (Siehe Prof. Dr. E. Lands¬

berg: „Der Geist der Gesetzgebung in Deutsch¬

land und Preußen 1888 bis 1913" und Prof.

Dr. J. Hedemann: „Das bürgerliche Recht

und die neue Zeit.")

Von den fünf Teilen des BGB.: Allgemeiner

Teil, Recht der Schuldverhältnisse, Sachen¬

recht, Familienrecht und Erbrecht interessieren

den Sozialversicherungsangestellten der erste,

zweite und vierte Teil besonders. Mit dem

Sachenrecht, namentlich mit den Vor¬

schriften über den Erwerb des Eigentums an

(irundstücken und über Hypotheken, werden

die Angestellten von Klcen, die eigene Verwal¬

tungsgebäude besitzen, mit dem Pfandrecht die

Vollstreckungs- und Vollziehungsbeamten der

Kk.en sich besonders befassen müssen.

Die Rechtsfähigkeit, d. h. die vom

Recht anerkannt Befähigung, Träger von

Rechten und Verbindlichkeiten zu sein, ist vom

BGB. den einzelnen, „natürlichen Menschen",

und gewissen Organisationen, „juristischen
Personen", zuerkannt. § 4 RVO. hat den VTr.

der SV. die Rechtsfähigkeit ausdiücklich ver¬

liehen. Als „juristische Personen des

öffentlichen Rechts" nach $ 89 BGB.

können sie Grundstücke erwerben, veräußern,

belasten, Prozeßpartei sein — vertreten nach

§ 5 RVO. durch ihren Vorstand. Auch die

Kk.en-Verbände des § 406 RVO. sind

nach § 408 II RVO. rechtsfähig; nicht aber

die Kk.en-Vereinigungen des § 414, auch

nicht die Sektionen der Kk.en (Kassenbezirke)
nach §§ 415, 415a und die Sektionen der BG.en.

Beim Einzelmenschen beginnt die Rechtsfähig¬
keit mit der Vollendung der Geburt.

BürgerJiches, Straf- und Versicherungsrecht

schützen auch schon den erzeugten Men¬

schen: Ein vom Vater erzeugtes, nach seinem

Tode geborenes Kind beerbt den Vater, die

Abtreibung wird bestraft, eine Schwangere kann

nicht hingerichtet werden, die Reichsversiche¬

rung gewährt Sachleistungen (§ 195a RVO.),

Schwangerengeld (§ 199), eventuell Beitrags¬

freiheit (§ 383).

Von der Rechts fähigkeit ist die Ge¬

schäfts fähigkeit zu scheiden, d. h. die Fähig¬

keit, Rechtsgeschäfte im eigenen Namen vor¬

zunehmen. Volle Geschäftsfähigkeit haben die

Volljährigen, die Personen, die das 2 1. Lebens¬

jahr vollendet haben, oder Minderjährige über

18 Jahre, die durch Beschluß des Vormund¬

schaftsgerichts für volljährig erklärt sind, und

bei denen nicht Geisteskrankheit usw. vorliegt

(§§ 104, 114 BGB.), die zur Entmündigung ge¬

führt hat. Die entmündigten Trunksüchtigen

sind in der RVO. in den §§ 120, 121 besonders

behandelt. Der Minderjährige über 16 Jahre

kann nach § 184 II RVO. selbständig seine Zu¬

stimmung zur Krankenhauspflege geben, weil

sie — wie die Begründung sagt — „regelmäßig

in seinem Interesse liegen wird". Unbekannt

ist vielfach, daß ein Minderjähriger zu dem

Antrage auf Weiterversicherung der Einwilli¬

gung seines gesetzlichen Vertreters bedarf

(§ 313 RVO. und grundsätzliche Ent¬

scheidung des RVA. vom S.August 1922, AN.

1922 S. 438); denn es handelt sich dabei um

eine Willenserklärung, durch die er nicht

lediglich einen rechtlichen Vorteil erlangt

(§ 107 BGB.), sich vielmehr auch zu Aufwen¬

dungen, den Beitragsleistungen, verpflichtet.

Tritt ein Minderjähriger ohne Genehmigung

seines gesetzlichen Vertreters in ein Beschäfti¬

gungsverhältnis, so beginnt trotzdem die Ver¬

sicherungspflicht nach § 165 RVO., da „der

Mangel der erforderlichen Genehmigung das

tatsächliche Vorhandensein eines

Arbeitsverhältnisses nicht berührt".

Auf dieses tatsächliche Beschäftigtwerden

kommt es so wesentlich an, daß auch ver¬

botswidrige Beschäftigung von jugend¬
lichen Arbeitern und Frauen, ja, die gegen

§§ 135, 136 Gewerbeordnung verstoßende

Kinderarbeit, obwohl der Dienstvertrag nach

§ 134 BGB. nichtig ist (§ 134: „Ein Rechts-

*>chäft, das gegen ein gesetzliches Verbot
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verstößt, ist nichtig, wenn sich nicht aus dem

Gesetz ein anderes ergibt/ ), ein Versicherungs-
verh.iltnis begründet.

Bedeutsam ist für die Sozialversicherung der

f,W ohnort'1 des Versicherten. Das BGB.

sagt: „Wer sich an einem Orte ständig nieder¬

läßt, begründet an diesem Orte seinen Wohn¬

sitz" (§ 7). Der Wohnort kann, wenn der Ver¬

sicherte nicht an seinem Beschäftigungsort

£ 153 ff. RVO.) wohnt, Erfüllungsort für die

Krankenpflege sein. Ein erkrankter Versicherter

kann die Gewährung der Krankenpflege am

Wohnort seiner Eltern verlangen, wenn

dieser im Hinblick auf die geringe Entfernung

vom Wohnort des Versicherten und angemes¬

sene Pflege und Wartung als ,.der natür¬

liche Zufluchtsort" anzusehen ist (RVA.

4. November 1928 EuM. XXIV 19). Hier und

bei der neuen Vorschrift über die Fortsetzung

der Kassenmitgliedschaft gemäß § 313b RVO.

werden wir immer auf § 7 BGB. zurückgreifen
(zu vgl. aber RVA. vom 15. September EuM.

Bd. 31 Seite 21). Bei Abgabe der Willens¬

erklärungen" können „Irrtümer" obwalten

($ 119 BGB.), oder es kann eine „arglistige

Täuschung durch den Versicherten oder Arbeit¬

geber4' (§123 BGB.) eine solche Erklärung ver¬

anlaßt haben. Zum Beispiel, ein Kk.en-Angestell-
ter nimmt Anmeldung einer nicht versiche¬

rungspflichtigen Person (Ehefrau § 159 RVO.r

eines Hauskindes § 1617 BGB.) entgegen, oder

einer ausgesteuerten Person werden Leistungen

weitergewährt, oder (§ 224 II RVO.) eine Kk.

hat die einer anderen Kk. obliegenden Leistun-

•n gewährt, so können unter Bezugnahme auf

die Vorschriften über eine „ungerecht¬

fertigte Bereicherung" im Sinne des

S 312 BGB. die Leistungen zurückgefor¬
dert werden. Ebenso müssen irrtümlich

geleistete Beiträge (§ 29 II RVO.) zurück¬

erstattet werden.

In vielen Fällen sind für die Rechtsgeschäfte in

ler KV. Formvorschriften gegeben. So

sind in Preußen nach § 317 V. RVO. und dem

Erlaß des Ministers für Volkswohlfahrt vom

22. September 1923 die Meldungen der Arbeit¬

geber schriftlich zu erstatten, so werden

nach § 368 RVO. die Beziehungen zwischen

Kk.en und Aerzten durch schriftlichen

Vertrag geregelt (siehe auch NotVO. vom 8. De¬

zember 1931). Die Vorschrift über diese schrift¬

liche Form gibt der § 126 BGB.: es muß die

Urkunde von dem Aussteller eigenhändig durcii

Namensunterschrift unterzeichnet werden. Bei

? inem Vertrage muß die Unterzeichnung der

Partetoll auf derselben Urkunde erfolgen. Wer-

n über den Vertrag mehrere gleichlautende
Urkunden aufgenommen, so genügt es, wenn

jede Partei die für die andere Partei bestimmte

Urkunde unterzeichnet. Da nach § 125 BGB.

ein Rechtsgeschäft, das der durch Gesetz vor¬

geschriebenen Form ermangelt, nichtig ist,
hat nach der Entscheidung des Reichsschieds¬

amts vom 14. Oktober 1927 (AN. 1928/18) ein

von einer Vertragspartei nicht unterschriebener

kassenärztlicher Kollektivvertrag keine rechts¬

verbindlichen Wirkungen.

Nach § 138 BGB. ist ein Rechtsgeschäft, das

gegen die guten Sitten verstößt, nichtig.
Der Versicherungsschutz kann nur einer er¬

laubten, nicht gegen die guten Sitten verstoßen¬

den Beschäftigung zugute kommen. Es muß

aber die Tätigkeit selbst ungesetzlich und sitten¬

widrig sein, sie muß auf Förderung der unge¬

setzlichen und sittenwidrigen Zwecke des Ar¬

beitgebers abzielen, dann kann sie eine Ver¬

sicherungspflicht nicht begründen (Arbeiter^

Versorgung 1917 Seite 288 und 398).

Die Bestimmungen über Fristen sind in der

RVO. (§§ 124 ff.) denen des BGB. (§ 187) ange¬

glichen. Frist im Rechtssinne ist der Zeitraum,

innerhalb dessen etwas geschehen muß, und der

Zeitraum, von dessen Ablauf die Entstehung
eines Rechts abhängig ist. Da die Frist —

wenn sich ihr Anfang nach einem Ereignis oder

Zeitpunkt richtet — erst mit dem Tage, der auf

das Ereignis oder den Zeitpunkt folgt, beginnt,
da also der Tag des Eintritts der Erkrankung
in die Unterstützungsdauer von 26 Wochen

nicht mit eingerechnet wird, dauert die Kran¬

kenhilfe 183 nicht nur 182 Tage.

Von Bedeutung endlich sind aus dem ersten

Buch des BGB. die Vorschriften über die

Verjährung (§§ 194 ff.). Den Begriff der

Verjährung müssen wir aus dem BGB. entneh¬

men, wo es heißt: „Das Recht, von einem an¬

deren ein Tun oder ein Unterlassen zu ver¬

langen (Anspruch), unterliegt der Verjährung";
die RVO. setzt ihn als gegeben voraus und

scheidet nur:

a) Ansprüche der VTr. auf Beitragsrückstände

verjähren in zwei Jahren nach Ablauf des Ka¬

lenderjahres der Fälligkeit (§ 29 I). Hier ist die

Verjährung von Amts wegen zu berück¬

sichtigen.

b) Ansprüche der Versicherten und Arbeitgeber
auf Rückerstattung von Beiträgen verjähren in

6 Monaten (§ 29 II).

Die Verjährung darf hier nur auf Einrede be¬

achtet werden.

c) Der Anspruch auf die einzelnen Leistungen
der Vir. verjährt in 4 Jahren nach der Fällig¬
keit (§ 29 III). Auch darf hier die Verjährung

nur auf Einrede berücksichtigt werden. Das Ge-

tz hat aber im § 29 III RVO. ausdrücklich

Ausnahmen zugelassen, und gerade die An¬

sprüche auf die Leistungen in der Kranken-

versicherung verjähren in 2 Jahren nach dem

Vage der Entstehung ($ 223 RVO.).
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Fehlentscheidungen der Oberversicherungs¬
ämter Senatspräsident Dr. F. Bothe, Berlin

Die starke Belastung des RVA. wird zu einem

Teil durch ^genannte Fehlentscheidungen

der Oberversicherungsämter (OVAe.) be~

mgt. Als solche muß man Entscheidungen be¬

liehnen, deren Mangel bei einer sorgfältigeren

Bearbeitung durch die OVAe., bei genauerer

Beachtung rundsätzlicher höchstinstanzlicher

Entscheidungen u. a. m. hätten vermieden wer¬

den können. Ich bin der Ueberzeugung, daß

eine wirkliche Besserung in dieser Beziehung

nur zu erzielen ist, wenn man versucht, ein¬

mal die tieferen Ursachen für solche Fehlent¬

scheidungen festzustellen.

Die Ursachen der meisten Fehlentscheidungen

beruhen m. E. hauptsächlich in der Ueber-

iastung auch der OVAe., dann aber auch in

einer vielfach noch unzweckmäßigen Besetzung

der Beamtenstellen der OVAe. Man wird nur

den Fehlurteilen wirklich mit Erfolg zu Leibe

gehen können, wenn man zuvor diese beiden

Ursachen beseitigt.

Was zunächst die Ueberlastung der OVAe. be¬

trifft, so ist sie meist auch so groß, daß man

häufig, um die Bearbeitung z. B. der Spruch¬

sachen wenigstens einigermaßen auf dem lau¬

fenden zu halten, in jeder Spruchkammersitzung
30 und mehr Sachen ansetzen muß. Da jeder

Kammervorsitzende fast regelmäßig wöchent¬

lich zwei solcher Sitzungen abzuhalten hat, so

ist es für ihn selbst beim besten Willen oft un¬

möglich, diese große Anzahl von Spruchsachen

so sorgfältig durchzuarbeiten, wie das an sich

erforderlich wäre. In der Spruchkammer¬

sitzung selbst aber können in dem hierfür im

allgemeinen zur Verfügung stehenden Zeitraum

von durchschnittlich vier Stunden die einzelnen

Sachen ebenfalls unmöglich so eingehend vom

Vorsitzenden vorgetragen und von der Kam¬

mer beraten werden, auch die Parteien und

ihre Vertreter, geschweige denn etwaige mit¬

gebrachte Zeugen, können nicht so eingehend

gehört werden, wie es erwünscht wäre. Daß

eine etwa nötige ärztliche Untersuchung der

erschienenen Partei durch den Gerichtsarzt in

der Sitzung auch nur ganz oberflächlich

sein kann, wird niemand wundern. Das Urteil

wird demnach häufig ohne ausreichende Sach¬

aufklärung ergehen müssen. Denn der Vor¬

sitzende wird auch, wenn irgend möglich, von

einer Vertagung zwecks weiterer Untersuchung

und Beweiserhebung absehen, weil er die Sache

im ersten Verhandlungstermin möglichst end¬

gültig erledigen muß. Jede vertagte Sache ver¬

größert ja die Zahl seiner unerledigten Sachen,

und das ist ja für ihn eine neue Belastung.

Zu viele Vertagungen werden auch an höherer

Stelle oft nicht gern gesehen, und ein Vor¬

sitzender, der viel vertagt, gilt bisweilen als

untüchtig.

Diese mangelhafte Sachaufklärung ist es aber,

die in den meisten Fällen im Revisionsverfah¬

ren vor dem RVA. zur Aufhebung der Ent¬

scheidung des OVA. und zur Zurückverwei-

n\g der Sache an dieses wegen Ueberschrei¬

tung der Grenzen des Rechts der freien Beweis¬

würdigung und unzureichender Sachaufklärur

zwingt oder im Rekursverfahren zu umfassen¬

den weiteren Beweisaufnahmen und damit zu

einer starken Belastung des RVA. führt. Eine

derartige Belastung des RVA. hätte sich aber

bei genauerer Arbeit des OVA. meist sehr

leicht vermeiden lassen.

Dabei kommen natürlich nur in Frage d i e

Entscheidungen, die eben zu offenkundig

infolge nicht ausreichender Sachaufklärung

mangelhaft sind, nicht auch solche, bei denen

das OVA. zwar sehr wohl die Sache für ge¬

klärt halten konnte und nur das RVA. anderer

Ansicht war.

Trotzdem würde das RVA. selbst in solchen

Fällen besonders im Revisionsverfahren gern

das angefochtene Urteil des OVA. aufrecht

erhalten, wenn es irgend ginge. Aber haut

sind dann auch die Urteilsgründe noch vielfach

so kurz und mangelhaft, daß das RVA gar

nicht in der Lage ist, die Gründe des OVA.

nachzuprüfen und aus ihnen heraus das Urteil

zu halten. Schuld an solchen mangelhaften und

zu kurzen Begründungen der Urteile ist aber

wieder meistens die große Belastung der OVAe.

und ihrer Dezernenten. Die Urteile der OVAe.

werden bekanntermaßen in den weitaus mei¬

sten Fällen formularmäßig abgesetzt. Die For¬

mulare werden auch vielfach nicht von dem

Kammervorsitzenden selbst, sondern zunäch

einmal von dem zuständigen Bürobeamten nach

bestem Wissen ausgefüllt. Es bleibt dann dem

Kammervorsitzenden nur überlassen, die

Gründe nach Bedarf etwas weiter, als die For¬

mularausfüllung allein ergibt, auszubauen. Der

Kammervorsitzende wird ja meist den guten

Willen haben, dies zu tun. Er wird aber in

sehr vielen Fällen, wenn ihm der Berg dieser

30 Urteile einer Sitzung vorgelegt wird, hier¬

von Abstand nehmen und sich recht und

schlecht mit der Durchsicht, vielleicht einer

kurzen Ergänzung und dann der Unterschrift

des Formularurteiis begnügen müssen, weil er

einfach nicht die Zeit zu einer ausreichenden

Begründung tindet.

Am schlimmsten aber liegen immer die Fälle

— und sie sind gar nicht so selten —, bei denen

das angefochtene Urteil auf der Nichtanwen¬

dung oder der unrichtigen Anwendung des be¬

stehenden Rechtes beruht. Diese Urteile lassen

sich natürlich zum weitaus größten Teile nicht

nur mit der Ueberlastung der Kammervor¬

sitzenden entschuldigen. Sie beruhen aut
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mangelhafter Kenntnis, auf mangelhafter Vor¬

bildung der Kammervorsitzenden. Und hierbei

komme ich zu der wichtigsten Frage, die bei

Fehlurteilen eine Rolle spielt: zur Personal¬

trage der OVAe.

Ich habe bereits in meinem Aufsatz über den

Sonderlehrgang „Die Deutsche Sozialversiche¬

rung seit 1914' in Düsseldorf (Volkstümliche

Zeitschrift 1928 S. 165 ff.) darauf hingewiesen,
daß die Auswahl der Beamten der OVAe. lei-

r nicht immer den zahlreichen Aufgaben
und der gesteigerten Wichtigkeit gerecht wird,

den die Rechtsprechung und die Tätigkeit bei

den OVAe. erfordert. Es muß aber im Inter¬

esse der Sache verlangt werden, daß unbedingt

den OVAe. nur leistungsfähige und für ihr

pezialgebiet kenntnisreiche Beamte über¬

wiesen werden, die auch Interesse für ihre Ar¬

beit haben und deshalb nicht danach streben,

nur vorübergehend beim OVA. zu arbeiten. Im

Umgang mit dem Publikum müssen sie außer¬

dem die nötige Freundlichkeit und Behand-

lui gsfahigkeit besitzen, die gerade bei einem

Publikum, das größtenteils zu den sogenannten

,,Enterbten des Glücks" gehört und das des-

ha.b an sich schon jeder Behörde gegenüber
¦indlich und argwöhnisch eingestellt ist, nötig

dp um erfolgreich zu arbeiten. Wenn das

erreicht werden könnte, würde die Zahl der

? nannten Fehlurteile sich schnell vermin¬

dern lassen.

In einer früheren Abhandlung in der Volks¬

tümlichen Zeitschrift über Reform der Sozial¬

versicherung (1928 S. 19 ff.) habe ich es da¬

her zum Zwecke der Schaffung einer solchen

Beamtenschaft schon damals für besonders er-

benswert hingestellt, daß auch die OVAe.,

ebenso, wie es das RVA. ist, Reichsbehörden

würden, ein Ziel, das übrigens jetzt auch von

deren maßgebenden P« alichkeiten durch-

iiu ewünscht wird. Die Umwandlung der

' >VAe. in Reichsbehörden würde es leicht mog¬
ln h machen, einen Austausch der Beamten "d«

RVA. und der OVAe. unter einander zu be¬

wirken. Das aber wäre fraglos das beste Mittel

zur Schaffung einer einheitlichen, guten Recht¬

sprechung. Es könnten geeignete Dezernenten

der OVAe. in das RVA. zur weiteren Aus¬

bildung berufen, ältere, bewährte Oberregie¬

rungsräte des RVA. in Stellen der Direktoren

der OVAe. befördert werden. Auch jetzt schon

scheint mir ein ähnlicher Weg nicht ungang¬

bar zu sein. Zunächst müßten die OVAe. wenig¬

stens überall selbständige Behörden werden

und nicht nur, wie in Preußen, Anhängsel der

Regierungen bleiben, so daß ihnen jederzeit
Beamte ausgetauscht und weggenommen wer¬

den könnten, weil sie die Regierung anderweit

besser verwenden zu können glaubt. Dann aber

bedürfte es auch m. E. sicherlich nur einer

Anregung bei den Landesregierungen, um

geeignete jüngere Dezernenten der OVAe.

zur Ausbildung für einige Zeit als Hilfsarbeiter

an das RVA. abzuordnen. Sie würden, wie ich

us eigener Erfahrung weiß, auf diese Weise

fraglos viel für ihre Tätigkeit bei den OVAe.

lernen und würden die Arbeitsart und Arbeits¬

kunst, die das RVA. in seiner langen, so erfolg¬
reichen Tätigkeit so zweckmäßig entwickelt hat,

fruchtbringend auch auf die OVAe. übertragen.

Vielleicht ließe es sich sogar auch schon jetzt

ermöglichen, in einzelnen Fällen bewährte Mit¬

glieder der OVAe. im Austausch mit den Lan¬

desregierungen zu ständigen Mitgliedern de

RVA. zu berufen und dafür bewährte ältere

Oberregierungsräte des RVA. zu Direktoren

von OVAe. des Landes zu ernennen, aus dessen

Verwaltung sie hervorgegangen waren. Ob das

praktisch durchführbar ist, entzieht sich meiner

Kenntnis.

Es würde sich aber jedenfalls an maßgebender

Stelle empfehlen, diesen Anregungen einmal

näher zu treten und es würde mich freuen,

wenn ihnen in irgendeiner Weise ein Erfolg be¬

schieden wäre.

Ich glaube, daß dann jedenfalls auch das Pro¬

blem „Fehlurteile der OVAe." nur noch ge¬

ringe Schwierigkeiten der Lösung bieten würde.

Die Auswahl und das Dienstverhältnis der

Vertrauensarzte

Vir bringen £c Vbhandhin^ des Taifanges wegen in

ei Teilt*. D «hnftleitung.

569 b RVO. in der Fassung der Verordnung

m 14. Januar 1932 (RGBl. I S. 19), früher

368 Abs. 2 Nr. 2 RVO. bringt die gesetz-

he Verankerung des Systems der bei den

Kk.en beschäftigten Vertrauensärzte (VAe.).

n Kk.en wird durch ihn die Verpflichtung
auferlegt, die Bescheinigung des behandelnden

Arztes über die Arbeitsunfähigkeit und seine

Verordnungen, insbesondere soweit sie ärzt-

iche Sachleistungen betreffen, in den erforder¬

lichen Fällen durch einen anderen Arzt (Ver-

Dr. Heinz Jäger, Direktor des städ¬

tischen Versicherungsamts München

iuensarzt) rechtzeitig nachprüfen zu lassen;

die Kk.en können VAe. auch hauptamtlich be¬

stellen. Damit ist jedoch (siehe Bescheid des

RVA. vom 17. März 1931 (EuM. Bd. 29 S. 443)

keineswegs gesagt, daß die Kk.en nun auch tat¬

sächlich einen — hauptamtlichen oder neben¬

amtlichen — Vertrauensarzt (VA.) zu bestellen

haben; denn ihre Verpflichtung erstreckt sich

nur auf die Vornahme vertrauensärztlicher

Untersuchungen, während die Anstellung eines

VA. nach den tatsächlichen Verhältnissen zu

beurteilen Eine Kk. kann sich auch ohne

einen besonderen Anstellungsvertrag der Hilfe
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des VA. einer anderen Kk. mit deren Einver¬

ständnis bedienen. Dem Reichsausschuß für

Aerzte und Kk.en -»t die Aufstellung von

Richtlinien für die Tätigkeit der VAe., dem

RVA. der Erlaß von Bestimmungen für die

Auswahl der VAe., für den Vertragsinhalt, tür

die Sicherung der Unabhängigkeit und hin¬

sichtlich des Kündigungsschutzes übertrage
Der Reichsausschuß hat solche Richtlinien

unter dem 21. Mai 1931 (AN. IV S. 272) er¬

lassen, während das RVA. davon bereits

unter dem 23. Dezember 1930 (Deut¬

scher Reichsanzeiger Nr. 300; Berichtigung
1931 Nr. 1) Gebrauch gemacht hat.

Die Bestimmungen legen (§ 1) (Wenn ein Zu¬

satz nicht angegeben ist, beziehen sich die an¬

geführten Paragraphen auf die Bestimmungen
des RVA. vom 30. Dezember 1930 über die

Auswahl und das Dienstverhältnis der VAe.)
den Begrifl des VA. dahin aus, daß als VAe.

solche Aerzte anzusehen sind, denen es ge¬

mäß § 368 Abs. 2 Nr. 2 Unterabsatz 2 RVO.

(jetzt § 369 b RVO.) obliegt, die Bescheinigung
des behandelnden Arztes über die Arbeits¬

unfähigkeit und seine Verordnungen, insbeson¬

dere soweit sie ärztliche Sachleistungen betref¬

fen, nachzuprüfen. Die VAe. selbst werden in

hauptamtliche und in nebenamtliche VAe. ein¬

geteilt. Als hauptamtlicher VA. gilt nach § 2

ein Arzt dann, wenn damit zu rechnen ist, daß

die vertrauensärztliche Tätigkeit dauernd seine

Arbeitskraft im wesentlichen voll in Anspruch
nehmen wird; im andern Fall spricht men von

einem nebenamtlichen VA. Während die An¬

stellung des hauptamtlichen VA. grundsätz¬
lich eine mehr oder weniger dauernde ist,

können nebenamtliche VAe. nach §§ 28, 31

gleichfalls dauernd oder nur für Fälle beson¬

deren Bedarfs, also vorübergehend, bestellt

werden.

Hauptamtlich bestellter, wie auch dauernd

nebenamtlich bestellter VA., kann nur ein im

Deutschen Reich approbierter Arzt sein, der

deutscher Reichsangehöriger ist

(§ 3). Er soll eine mehrjährige ärztliche Tä¬

tigkeit nachweisen, die ihn für eine VA.stelle

besonders geeignet erscheinen läßt. Als eine

solche Tätigkeit bezeichnen die Bestimmungen
eine längere kassenärztliche Tätigkeit, sowie

eine längere Beschäftigung in einem Krank^n-

hause, eine längere Tätigkeit als VA. einer Kk.

oder eines Kassenverbandes auf Grund der Be¬

stimmungen selbst oder auf Grund einer schon

>r ihrem Inkrafttreten erfolgten Anstellung.
Es ist daher sowohl eine längere kassenärzt¬

liche, als auch eine längere Beschäftigung in

einem Krankenhause nachzuweisen (E. des

RVA. vom 17. November 1931 Ziff. 1, EuM.

Bd. 31 S. 125). f besonderen Fallen kann von

diesen Voraussetzungen abgesehen werden,
wenn eine längere ärztliche Beschäftigung im

Dienste einer Körperschaft des öffentlichen

Rechts, wozu aber nicht die Beschäftigung in

einem städtischen oder staatlichen Kranken¬

hause zählt (E. des RVA. vom 17. November

1931 Ziff. 2, EuM. Bd. 31 S. 125), insbesondere

eine amtsärztliche Tätigkeit nachgewiesen wird.

Bei den nur vorübergehend bestellten neben¬

amtlichen VAe. kommen diese Erfordernisse

für die Bestellung nicht in Frage (§ 32 Satz 1).
A. Hauptamtlich bestellte VAe.

Hinsichtlich des Verfahrens bei Bestellung
eines hauptamtlichen VA. soll nach § 4 der

Kassenvorstand sein Vorhaben der zuständigen
kassenärztlichen Vereinigung, mangels einer

solchen der zuständigen Aerztekammer oder

der entsprechenden landesrechtlichen Einrich¬

tung, sowie dem Spitzenverbande der VAe.

sofern ein solcher vorhanden ist, anzeigen. Als

Spitzenverband der VAe. kommt der im Jahre

1931 gegründete „Reichsverband deutscher

Vertrauensärzte" in Berlin in Betracht, dessen

Organ die Zeitschrift „Der Vertrauensarzt

ist. Der Kassenvorstand soll alsdann die Stelle

öffentlich ausschreiben. Dies soll in je einer

den Belangen der Kk.en und der Aerzte die¬

nenden Zeitschrift erfolgen; eine Ausschrei¬

bung in den sonst für die Bekanntmachungen
der Kk. bestimmten Blättern ist daher nicht

vorgeschrieben, aber auch nicht verboten. Die

den Belangen der Aerzte dienende Zeitschrift

wird von der kassenärztlichen Vereinigung,
mangels einer solchen von der Aerztekammet

oder von der entsprechenden landesrechtlichen

Einrichtung bestimmt. Wird von diesen Stel¬

len die Bestimmung unterlassen, so ist die Ver¬

öffentlichung in einer ärztlichen Zeitschrift

unmöglich; jedoch wird der Vertrag mit einem

Arzte, der sich auf die daraufhin nur in der

Kassenzeitschrift veröffentlichte Ausschreibung

bewirbt, aus diesem Grunde keinesfalls nichtig

(Bescheid des RVA. vom 3. November 1931,

„Deutsche Krankenkasse" Sp. 1334).

Unter den eingegangenen AnStellungsgesuchen
hat zunächst der Kassenvorstand diejenigen
Aerzte auszusuchen, die zur engeren Wahl

gelangen sollen. Von ihnen muß er der zu¬

ständigen kassenärztlichen Vereinigung, man¬

gels einer solchen der zuständigen Aerztekam¬

mer oder der entsprechenden landesärztlichen

Einrichtung schriftlich Kenntnis geben (§ 5

Abs. 1); ein besonderer Inhalt dieser Kenntnis¬

gabe ist nicht vorgeschrieben. Es dürfte d

her an sich genügen, wenn der Name des Be¬

werbers und die zur Feststellung notwendigen
Angaben gemacht werden; da jedoch die

Aerzteseite das Recht hat, gegen die sachliche

Eignung des Bewerbers für die vertrauensärzt¬

liche Tätigkeit bestehende Bedenken der Kasse

mitzuteilen (§ 5 Abs. 2 Satz 1), wird der

Kassenvorstand auch die nötigen Aufgaben,
welche der Bewerber über seine Vor- und Aus¬

bildung gemacht hat, der Aerzteseite mitzu¬

teilen haben (anderer Ansicht anscheinend

Okraß in „Deutsche Krankenkasse** 1931 Sp. 6).
Da aber „sachliche Eignung", wie Kühne (Ar-
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beiterVersorgung 1931 S. 52) mit Recht aus¬

führt, begrifflich weiter geht wie „fachliche

Eignung", können auch das persönliche Ver¬

halten des Arztes und Eigenschaften, die auf

seine sachliche Eignung von Bedeutung sind,
in den Kreis der Beurteilung gezogen werden.

Die etwa bestehenden Bedenken hat die an¬

gegangene ärztliche Stelle unter näherer Be¬

gründung unverzüglich, d. h. ohne schuldhafte

Verzögerung, nach Abschluß der erforder¬

lichen Feststellung, spätestens aber binnen drei

Wochen nach Kenntnis von der Bewerbung
schriftlich dem Kassenvorstand mitzuteilen;

die letztgenannte Frist kann von dem Kassen¬

vorstand verlängert werden, doch muß dies

schriftlich geschehen, mündliche Mitteilung
wäre unbeachtlich (§ 5 Abs. 2 Satz 2).

Die Auswahl des zu bestellenden VA. steht

allein dem Kassenvorstand zu, der jedoch an

die zur engeren Wahl gestellten Bewerber ge¬

bunden ist (§ 6 Satz 1). Der Kassenvorstand

soll nur solche Aerzte berücksichtigen, die den

Voraussetzungen des § 3 entsprechen. Reli¬

giöse, weltanschauliche und politische Erwä¬

gungen haben bei der Auswahl auf jeden Fall

auszuscheiden (§ 6 Satz 3). Die Auswahl selbst

steht aber, wie erwähnt, dem Kassenvorstand

allein zu; die Aerzteseite ist abgesehen von der

Möglichkeit, ihre Bedenken gegen die Anstel¬

lung eines Bewerbers geltend zu machen, so¬

weit sie sich auf seine sachliche Eignung be¬

ziehen, ausgeschlossen, desgleichen, wie sich

aus § 9 ergibt, der Zulassungsausschuß. Um

jedoch zu verhüten, daß die von der Aerzte¬

seite gegen einen Bewerber geltend gemachten
Bedenken vom Kassenvorstand übergangen
werden, darf er einen Arzt, gegen den sach¬

liche Bedenken erhoben worden sind, nur nach

vorheriger Genehmigung des Vorsitzenden des

OVA. bestellen (§ 7 Satz 1). Der Vorsitzende

des OVA. hat die ärztliche Stelle, die die Be¬

denken erhoben hat, und den Bewerber zu

hören (§ 7 Satz 2). Da er di^ Genehmigung
nur mangels sachlicher Eignung des Bewer¬

bers versagen darf (§ 7 Satz 3), kann er ent¬

weder nur die Stellungnahme der angegange¬

nen ärztlichen Stelle billigen oder sie durch

(lenehmigung der Bestellung ablehnen; hier¬

bei hat er nach seinem freien Ermessen zu

handeln (§ 33 Satz 1). Gegen die Entscheidung
des Vorsitzenden des OVA. ist im Falle der

Nichtgenehmigung der Bestellung durch die

Kk., nicht aber durch den in Aussicht genom¬

menen Arzt Beschwerde zum RVA. möglich.
Der sich bewerbende Arzt erscheint, wie

Okraß C.Deutsche Krankenkasse" 1932 Sp. 6)
und Kühne C^Arbeiterversorgung" 1931 S. 53)
mit Recht ausführen, nicht beschwerdeberech¬

tigt« weil er zwar durch die Stellungnahme
der ärztlichen Seite beschwert ist, weil aber

bei Einlegung der Beschwerde durch die Kk.

sein Interesse bereits gewahrt ist, bei Verzicht

der Kk. auf Beschwerde gleichzeitig aber auch

auf seine Person als VA. verzichtet wird, seine

Bestellung gegen diesen Willen der Kk. aber

nicht möglich ist. Im Falle der Genehmigung
der Bestellung steht aber der die Bedenken

äußernden ärztlichen Stelle die Beschwerde zu

(ebenso Kühne a. a. O. S. 53; a. A. Okraß

a. a. O. Sp. 6). Die Beschwerde ist binnen

einem Monat nach Zustellung der Entschei¬

dung einzulegen (§ 33 Satz 2). Hat der Kassen¬

vorstand einen Arzt, gegen den sachliche Be¬

denken seitens der gehörten ärztlichen Stelle

geäußert worden sind, ohne die erforderliche

Genehmigung des Vorsitzenden des OVA.

zum hauptamtlichen VA. bestellt, so ist die

Bestellung nichtig (§ 8); wandten sich dagegen
die geäußerten Bedenken nicht gegen die sach¬

liche Eignung, so kann der Kassenvorstand die

Bestellung auch ohne die Genehmigung des

Vorsitzenden des OVA. zu Recht vornehmen.

Mit dem bestellten Arzt muß ein Vertrag über

die Anstellung als VA. und die gegenseitigen
Rechte und Pflichten abgeschlossen werden;

dieser Vertrag, für dessen Inhalt und Wort¬

laut ebenso wie für eine Dienstanweisung die

Spitzenverbände der Kk.en Muster vereinbart

haben, bedarf der Schriftform und ist in je
einer Ausfertigung nebst seinen etwaigen An¬

lagen der Kk. und dem VA. zu behändigen

(S io).

Was den Inhalt des Vertrags betrifft, so muß

er gemäß § 11 die Rechte des bestellten Arztes

hinsichtlich der Ausübung seiner kassenärzt¬

lichen oder sonstigen ärztlichen Tätigkeit
festlegen. Die kassenärztliche Tätigkeit für

versicherte Angehörige der anstellenden Kasse

und deren anspruchsberechtigte Familienange¬

hörige ist dem hauptamtlichen VA. grund¬
sätzlich untersagt, es sei denn, daß es sich um

eine Behandlung in einem Eigenbetriebe der

Kk. handelt; als solche Eigenbetriebe gelten
nur diagnostische Institute, Beratungsstellen
und Behandlungsanstaiten für physikalische
oder medikomechanische Heilmethoden. Die

Ausübung der kassenärztlichen Tätigkeit bei

Versicherten anderer reichsgesetzlichen Kk.en

oder bei einem Kassenverbande ist jeweils im

Vertrage zu regeln; sie ist jedoch grundsätz¬
lich gleichfalls ausgeschlossen, wenn dem Arzt

nur mehr aus einem wichtigen Grunde gekün¬

digt werden kann. Wie sich aus § 25 Abs. 3

ergibt, ist dies bis zur Erreichung der allge¬
mein für Reichsbeamte geltenden Altersgrenze
nach einer dreijährigen Tätigkeit als VA. oder

nach dem Zeitpunkte der Fall, ab welchem mit

Genehmigung des Vorsitzenden des OVA. die

Beschränkung des Kündigungsrechts schon

früher erfolgt ist. Die Ausübung einer dem

VA. gestatteten anderweiten ärztlichen Tätig¬
keit, sei es einer privatärztlichen oder einer

Tätigkeit bei anderen als reichsgesetzlichen

Kk.en, z. B. Ersatzkassen, Zuschußkassen,

ebenso die Tätigkeit als VA. bei anderen

reichsgesetzlichen Kk.en (Bescheid des RVA.
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vom 17. März 1931. EuM. Bd. 29 S. 443) ist

zulässig, soweit dadurch die vertrauensärzt¬

liche Tätigkeit nicht beeinträchtigt wird. Sol¬

len Kreisärzte zu VAe. bestellt werden, so hat

sich in Preußen der Minister für Volkswohl¬

fahrt die Genehmigung vorbehalten („Aerzt¬
liche Mitteilungen" 1931 S. 69).
Der Vertrag muß weiterhin die Dienstpflichten
des VA. nach Art und Umfang genau be¬

zeichnen, wobei die vom Reichsausschuß für

Aerzte und Kk.en unter dem 21. Mai 1931 er¬

lassenen Richtlinien (AN. S. 272) zu beachten

sind (§ 12 Abs. 1). Zulässig ist hierbei ein Hin¬

weis auf eine besondere Dienstanweisung, die

als Bestandteil des Vertrags erklärt ist; der

für Kassenangestellte nach § 351 RVO. auf¬

gestellten Dienstordnung untersteht aber der

VA., wie schon in § 369 b Abs. 4 Satz 1 RVO.

festgelegt ist und wie § 12 Abs. 2 noch ein¬

mal ausdrücklich vorsieht, nicht. Zu den

Dienstpflichten des VA. gehört auch die Inne¬

haltung der Dienstzeit, deren wöchentliche

Dauer im Vertrage oder in der Dienstanwei¬

sung ausdrücklich festzulegen ist (§15 Satz 1).
Die Regelung der Dienststunden im einzelnen

bleibt dem Kassenvorstand nach Anhören des

VA. überlassen, bildet daher keinen Bestand¬

teil des Vertrags, sondern wird jeweils nach

Lage der Verhältnisse zu beurteilen sein (§ 15

Satz 2). Der VA. ist auch zu einer über die

vertragliche Dienstzeit hinausgehenden Tätig¬
keit für den Fall im Vertrage ausdrücklich zu

verpflichten, daß die Erfüllung der Dienstauf¬

gaben dies dringend erfordert (§ 15 Satz 3).
Im Vertrage kann auch vereinbart werden, daß

der VA. neben seiner vertrauensarztlichen

Tätigkeit die Erledigung von sonstigen Auf¬

gaben der Kassenverwaltung ohne besondere

Entschädigung zu übernehmen hat, wenn diese

Aufgaben seine vertrauensärztliche Tätigkeit
und seine Unabhängigkeit bei ihrer Ausübung
nicht beeinträchtigen (§ 22 Abs. 2 Satz 1, 2).

Erstattungspflichtige Kasse nach § 313b

Abs. 2 RVO.

Der § 313b RVO. regelt die Fortsetzung der

Mitgliedschaft der Weiterversicherungsberech¬
tigte!. und Weiterversicherten, die nicht im

Bereiche rler bisherigen K wohnen oder

ihren Wohnort aus dem Kassenbereich ver¬

leiben. Nach der Ständigen Rechtsprechung des

RVA. wird ein Wohnort im Sinne der RVO.

durch jedes tatsachliche länger dauernde Ver¬

weilen, nicht bloß zufällig an einem Orte

begründe! Nach der EL des RVA. vom 2. Sep¬
tember 1931 (AN. 1931 S 447) ist „Wohnort"
im Sinne des ^J 313b RVO. gleichbedeutend mit

„Wohnort" im Sinne der §§ 1637, 1638 RVO.,
nicht /iber mit „Wohnsitz" im Sinne des § 7

BGH. Nach elieser EL ist der Begriff „Wohnort"
im Sinne des $ 313b RV< >. sehr weit auszu¬

legen, denn die $$ 1637, 1638 RVO. zwingen
h: ne derartig enge Auslegung, wie sie

Wolf auf Seite 432 1931 dieser Zeitschrift emp¬

fiehlt, ist nicht möglich, aber auch nicht mehr

notwendig, da nunmehr auch die Kosten für

Wochenhilfe oder Familienwochenhilfe ersetzt

werden müssen. Dringend notwendig ist jetzt

nur eine Klärung, ob die in den drei Monaten

gezahlten Kosten oder entstandenen Falle er¬

setzt werelen sollen. Sinei nur die entstandenen

ier gezahlten Kosten zu ersetzen, dann dürfte

wohl selten ein Wochenhilfefall ganz erstattet

werden.

Der Absatz 2 des § 313 b RVO. bestimmt die

Erstattung der Kosten, die durch Gewährung

von Krankengeld in den ersten drei Monaten

erv achsen. Es liegt nun durchaus im Bereiche

der Möglichkeit, daß die Kasse auf Grund des

§ 313b RVO. mehrmals gewechselt wird. Geht

solch ein Kassenwechsel innerhalb dreier Monate

mehrmals vor sich, so kann sich ein einmal

erhobener Erstattungsanspruch rückwärts über

mehrere Kassen erstrecken, d. h. jede Kasse

fordert von der vorherigen Kasse Erstattung
der Kosten auf Grund des $ 313b Abs. 2 RVO.

Zur Veranschaulichung in Beispiel: Das

Mitglied A. wechselt die Kasse lt. § 313b

RVO. am I. Januar und 1. Februar 1931. Am

1. März 1931 tritt Arbeitsunfähigkeit ein, die

Krankengeldzahlung zur Folge hat. Die leistende

Kasse stellt einen Erstattungsanspruch an die

bisherige Kasse. Diese fordert wiederum Ersatz

der Kosten von der Kasse, der das Mitglied
vorher angehörte. Das Recht zu eliesem Er¬

stattungsanspruch gibt der § 313b Abs. 2 RVO.

Nicht nur elie Kosten sinel erstattungspflichtig,
die elurch Zahlung von Krankengeld an den

Versicherten direkt entstanden sinel. Das Gesetz

spricht vielmehr von Kosten, die durch Zahlung
von Krankengehl in den ersten elrei Monaten

erwachsen. Unzweifelhaft erwachsen der Kasse,
di den I:rstattungsanspruch eler leistenden

Kasse zu befriedigen hat, Kosten. Da diese

Kosten in den ersten drei Monaten nach der

llelxrnahme eh Weiterversicherten gemäß
$ 313b RVO. erwachsen, steht der Kasse auch

ein Erstattungsanspruch an elie bisherige Kasse

zu. Es können also bei einem Erstattungs¬
anspruch gemäß § 313b Abs. 2 RVO. mehrere

Kassen als „bisherige Kassen" gelten. Den

Abs. 2 des § 313b RVO. dahingehend aus¬

zulegen, daß man unter „bisherige Kasse" nur

die letzte Kasse versteht, der der Versicherte

vor dem Leistungsbezug angehörte, ist m. E.

nicht richtig. Der $ 313b Abs. 2 RVO. wurde

feschaffen,
um elen Kassen wenigstens einen

eil der Kosten dann zu ersparen, wenn sie

noch keine oder nur wenige Beiträge für den

Versicherten eingenommen hatten. Dieser Zweck

wird aber in dem eingangs erwähnten Fall nur

erfüllt, wenn der § 313b Abs. 2 RVO. die vor¬

stehend angeführte Auslegung erhält. Ein

zweites Beispiel für die Richtigkeit dieser Auf¬

fassung. Ein Mitglied wechselt die Kasse gemäß
§ 313b RVO. am 1. Januar. Am 1. Februar
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wird das Mitglied arbeitsunfähig krank und
bezieht ab 4. Februar 1931 Krankengeld. Die

Arbeitsunfähigkeit dauert etwa sieben Wochen.
Die leistende Kasse B hat für die Kosten, die

ihr durch Gewährung von Krankengeld in den

ersten drei Monaten erwachsen, einen Er¬

stattungsanspruch an die Kasse A, der das Mit¬

glied unmittelbar vorher angehörte. Der Kasse

B wird also das Krankengeld, das in den sieben

Wochen gezahlt wurde, in voller Höhe ersetzt.

Dieses entspricht dem vom Gesetzgeber ge¬
wollten Zweck des § 313b Abs. 2 RVO. Sonst

würde, da die Kasse erst für einen Monat

(Januar) die Beiträge erhalten hat, zwischen

empfangenen Beiträgen und gewährten Leistun¬

gen ein arges Mißverhältnis entstehen. Wie

aber nun, wenn das Mitglied nochmals gemäß
§ 313b die Kasse wechselt, und zwar während

der Arbeitsunfähigkeit am 1. März? Soll hier-

durch der Erstattungsanspruch der Kasse B an

die Kasse A ein anderer werden? Der Kasse B

erwachsen nach wie vor die Kosten für das

Krankengeld für die gesamten sieben Wochen.

Vom 4. bis 2S. Februar muß sie dem Mitgliede
selbst das Krankengeld zahlen und für den

Rest der Arbeitsunfähigkeit der Kasse C Ersatz

leisten. Die erwachsenen Kosten für das Kran¬

kengeld würden für die Kasse B in beiden

Fällen dieselben sein. Aus welchen Gründen

sollten ela die Erstattungsansprüche der Kasse B

an die Kasse A verschieden sein? Nur weil die

Abfassung des Gesetzestextes nicht klar genug,
nicht eindeutig ist? Dieses ist und kann auc'i

nicht der Zweck eler Erstattungsvorschrift des

§ 313b Abs. 2 RVO. sein. Die von mir vor¬

stehend aufgeführte Auslegung entspricht durch-
rs den gesetzlichen Bestimmungen unel dürfte

dazu elienen, unnötige Härten zu beseitigen.
Paul Graf, Bielefeld.

Der „jeweilige Betrag der Arbeitslosen¬

unterstützung" nach § 120 AVAVG.

Das RVA. entschied am 9. Oktober 1930 grunl-

itzlich, daß sich nach § 120 AVAVG. die

Höhe des KG. bei Arbeitslosen nach dem je¬
weiligen Betrag der Alu. richtet (E. 3925,
AN. 31 S. 9, VZ. 31 S. 86, DK. 31 Sp. 625).
Das KG. folgt danach automatisch el« \lu.,
es erhöht sich, wenn der Betrag der Alu. sich

i i höhen, und ermäßigt sich, wenn der Betrag
«ler Alu. sich ermäßigen würde.

Die E. hat teilweise eine Auslegung erfahren,
*Ue nicht gebilligt werden kann. Es wird die

\uffassung vertreten, daß festgestellt werden

müßte, wann der Arbeitslose wegen Frist-
ablaufs aus der Alu. ausgesteuert und in die

Krisenfürsorge übergefühlt werden würde, wenn

ei .nicht erkrankt wäre; von diesem Tage ab
•11 nur noch ein KG. in Höhe des niedrigeren

Betrags der Kru. gezahlt werden können (so
Herget in DK. 31 Sp. 526).
Nach der Begründung zu § 81 des Entwurfs

120 AVAVG.) soll durch die Angleichung des
KG. an die Alu. folgendes bezweckt werelen:
Der Arbeitslose soll weder einen Vorteil er¬

zielen noch einen Nachteil erleiden, wenn er

erkrankt und arbeitsunfähig wird; er soll weder
der Versuchung ausgesetzt werden, sich fälsch¬
lich für krank auszugeben, noch soll er, wenn

er wirklich erkrankt ist, durch die Rücksicht
auf die Bemessung des KG. bestimmt werden,

die Krankmeldung zu unterlassen. Ist das KG.
höher, so verschiebt sich das Interesse des
Arbeitslosen zuungunsten der KV., im anderen
Falle aber zuungunsten der AlVers., außer¬
dem besteht in diesem Falle die Gefahr, daß
der Arbeitslose davon abgehalten wird, sich

ordnungsgemäß auszuheilen, wodurch unter

Umständen eine dauernde Beeinträchtigung
seines Gesundheitszustandes und seiner Er¬

werbsfähigkeit bedingt werden könnte.
Während der Arbeitsunfähigkeit und des Be¬

zugs von KG. laufen die Fristen in der AlVers.
nicht weiter; nach § 100 AVAVG. wird die
Dauer des Bezugs von KG. auf die Bezugs¬
dauer der Alu. nicht angerechnet. An dem
Tage, an dem der Arbeitslose ausgesteuert
wäre, wenn er nicht erkrankt wäre, ist er tat¬

sächlich noch nicht ausgesteuert. Würde mit
diesem Zeitpunkte das KG. gesenkt, so würde
sich das Interesse des erkrankten Arbeitslosen

zuungunsten der AlVers. mit den oben erwähn¬
ten gesundheitsschädlichen Folgen verschieben,
der Arbeitslose würde in die Versuchung ge¬
raten, sich arbeitsfähig „schreiben" zu lassen,
ohne es wirklich zu sein, um in den Genuß
der im Vergleich zum KG. höheren Alu. zu

kommen. Es würde gerade das eintreten, was

durch die Bestimmung des § 120 AVAVG. ver¬

hütet werden soll.
In sinnvoller Auslegung des § 120 AVAVG.
und der E. 3925 muß man zu eler Auffassung
kommen, daß der „jeweilige Betrag der Alu."

derjenige ist, in dessen Genuß sich eler Arbeits¬
lose durch sofortige Gesundmeldung setzen

könnte.
Damit erringt der erkrankte Arbeitslose einen

gewissen Vorteil gegenüber dem gesunden.
Die Dauer des Anspruchs auf Leistungen aus

der sozialen Versicherung verlängert sich um

eüe Dauer der Arbeitsunfähigkeit. Dieser Vor¬
teil ist aber recht zweifelhafter Art, ihm steht

gegenüber, daß der Arbeitslose in Lohn und
Brot gekommen sein könnte, wenn er nicht er¬

krankt wäre. Ihm zu begegnen, ist $ 120
AVAVG. nicht geeignet und lag auch nicht in
«ier Absicht eles Gesetzgebers, sonst würde
dieser elie Vorschrift des ft 100 AVAVG. auch
aut $ Su AVAVG. ausgedehnt haben.

Wilhelm Haberlandt, Reppen.

Anspruch auf Rückzahlung irrtümlich ent¬

richteter Krankenschein- und Heilmittel¬

kostengebühren.
Die zweite Notverordnung vom 1. Dezember
1930 hat bestimmte Personenkreise von der

Verpflichtung zur Leistung des Beitrags zu den
Kosten für Arznei-, Heil- und Stärkungsmitteln
sowie von der Krankensche-ingebühr befreit. Es
handelt sich 1. um Arbeitslose, die Alu. aus der
AlVers. oder Kru. oder al Ausgesteuerte
Leistungen der öffentlichen Fürsorge erhalten;
2. um Personen, die aus der InvV. oeler AngV.
Invalidenrente oder Ruhegeld oder aus der UnfV.
oder nach der Reichsversorgung Rente als

Schwerverletzte oder als Schwerbeschädigte be¬

ziehen; 3. um solche Tuberkulöse und Ge¬

schlechtskranke, die von ihrer Fürsorge- oder

Beratungsstelle eine Bescheinigung über ihre

Bedürftigkeit beibringen. Es kommt vor, daß

von der Zahlungspflicht befreite Personen
irrtümlich sowohl elie Krankenscheingebühr,
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ls auch die Heilmittelkostenbeteiligung ent¬

richten. Die Kkn. können das oft nicht ver*

hindern, weil sie zumeist ja erst dann

wissen, daß es sich um eine von der Zahlungs¬

pflicht befreite Person handelt, wenn es

ihnen seitens des Versicherten nachgewiesen
worden ist. Wird solchen Versicherten nach¬

träglich ihr Recht auf Gebührenfreiheit bekannt,

ist es verständlich, daß sie die irrtümlich ge¬

leisteten Gebühren zurückfordern. Sie werden

dann in gegebenen Fällen nicht nur die letzte

Krankenscheingebühr, den letzten Heilmittel¬

kostenbeitrag zurückhaben wollen, sondern

sämtliche Beträge, die sie nach dem 3. Dezember

1930 entrichtet oder getragen haben. In Kassen¬

kreisen sind Zweifel aufgetaucht, ob dieser

Rückfonieiungsanspruch berechtigt ist. Es sind

schon Fälle vorgekommen, in denen der Rück¬

forderungsanspruch als unbegründet bezeichnet

und abgelehnt worden ist.

Eine nähere Prüfung der Rechtslage führt aber

zu eler Auffassung, daß solche Rück¬

forderungsansprüche in vollem Um¬

fange berechtigt sind. „Die Kranken¬

scheingebühr und die Heilmittelkostenbeteili¬

gung haben die rechtliche Natur von Sonder-

beitragen neben dem allgemeinen Beitrag."
(Rundschreiben des RAM. vom 2. August 1930.)

Die^e Ansicht des RAM. über die Rechtsnatur

der Gebäht ist inzwischen durch die 2. Notver¬

ordnung in das Gesetz übernommen. Im § 182b

RVO. ist elie Heilrnittelkostenbeteiligung aus¬

drücklich als „Beitrag" bezeichnet. Danach ist

elie Rückforderung der Gebühren den gleichen
Vorschriften und Beelingungen unterworfen, wie

die Rückforelcrung von Krankenkassenbeiträgen
schlechthin Wie den Krankenkassenbeiträgen
an sich, steht damit auch der Rückerstattung

der versehentlich entrichteten Gebühren nichts

im Wege. Hemmend ist lediglich die Vorschrift

des §* 29 Abs. 2 RVO., wonach der Anspruch
auf Rückerstattung von Beiträgen in s?chs

Monaten nach Ablauf des Kalenderjahres, in

dem sie entrichtet worden sind, verjährt. Es

können also jetzt nur noch solche Rückforele-

rungsansprüche Berücksichtigung finden, bei

denen es sich um nach elem 1. Januar 1931 ent¬

richtete Gebühren handelt.

Der Rückzahlung der Krankenscheingebühr
stehen Schwierigkeiten in bezug auf die Fest¬

stellung der irrtümlich entrichteten Gebühren

nicht im Wege. Die Aufzeichnungen, wievi !

Krankenscheine gegen Gebühr der Versicherte

entnommen hat, sind wohl bei jeder Kranken¬

kasse vorhanden oder zu erlangen. Umständ¬

licher ist es schon, festzustellen, welche Beträge
der Versicherte für elie Heilmittelkosten¬

beteiligung aufgewendet hat. Nicht alle Kassen

haben hinsichtlich der Heilmittelkosten ein Ab¬

rechnungsverfahren, nach welchem* die Auf¬

wendungen für das einzelne Mitglied ohne

weiteres feststellbar sinel. Bei Verlangen des

Mitgliedes muß aber die Kasse trotz der im

Abrechnungsverfahren liegenden Schwierig¬
keiten die notwendigen Feststellungen treffen,

da sie selbstverständlich nur Beträge erstatten

kann, deren Entrichtung nachgewiesen ist.

Daß es sich bei der Krankenscheingebühr und

der Heilmittelkostenbeteiligung um einen Bei¬

trag handelt, ist in der Literatur bestritten (vgl.

Treitel, Arb.-Versorg. 1930, S. 54Q). Nach¬

dem die Gebühren jedoch im Gesetz selbst, wie

oben erwähnt, als Beitrag bezeichnet sind,
dürfte die dagegenstehervie bemerkenswerte

Argumentation an Beweiskraft verloren haben.

Selost aber, wenn man die Frage nach dem

Rechtscharakter der Gebühren offen läßt oder

ihren Charakter als Beitrag verneinen will,

ändert sich an der Tatsache, daß zu Unrecht

erhaltene Gebühren zurückgezahlt werd?n

müssen, nichts. An der Krankenscheingebühr
oder der Heilmittelkostenbeteiligung, die die

Kasse von nicht Zahlungsverpflichteten Per¬

sonen erhalten hat, ist sie ungerechtfertigt be¬

reichert. Die Pflicht zur Herausgabe oder

Rückerstattung der Beträge folgt demnach aus

i en entsprechenden Vorschriften des Bürger¬
lichen Gesetzbuches (§ 812 ff. BGB.). Könnte

eier Charakter der Gebühren als Beitrag mit

Recht verneint werden, würde das hinsichtlich

eler Verjährungsfristen noch einen Vorteil für

die Mitglieder bedeuten. Es käme dann nicht

die kurze Verjährungsfrist des § 29 Abs. 2

RVO., sondern es kämen dann die günstigeren

Verjährungsfristen nach bürgerlichem Recht

(§§ 194 ff. BGB.) in Betracht.

Durch praktische Vorkommnisse hat sich eine

weitere Frage in bezug auf Rückerstattung der

Krankenscheingebühr herausgeschält. Ein vor¬

sichtiger Versicherter läßt sich gegen Entrich¬

tung der Gebühr einen Krankenschein aus¬

händigen. Während der Geltungsdauer des

Scheins ergibt sich jedoch keine Notwendigkeit

zur Inanspruchnahme der Krankenhilfe. Viel¬

leicht ist eine vermutete Krankheit nicht zum

Ausbruch gekommen oder in so leichter Weise

verlaufen, daß die Befürchtungen, einen Arzt

in Anspruch nehmen zu müssen, grundlos
waren. Auch hier scheint mir die Forderung
des Versicherten auf Herauszahlung der Kran¬

keTischeingebühr begründet und berechtigt.
Nach § 187b RVO. hat der Versicherte f ü r

elie Krankenhilfe einen Krankenschein zu

lösen. Das Rundschreiben des RAM. vom

2. August 1930 erklärt dazu, daß die Vorschrift

über die Krankenscheingebühr eine Auflage
enthält, mit welcher der Anspruch auf

Krankenhilfe beschwert ist. Sowohl

aus dem Gesetzestext, als auch dem erläutern¬

den Rundschreiben ergibt sich, daß Kranken¬

schein und Krankenscheingebühr lediglich auf

elie Inanspruchnahme von Krankenhilfe

abgestellt sind. Nicht der Schein an sich kostet

Geld, sondern die Beanspruchung der Kran¬

kenhilfe ist damit belastet. Das Letztere schließt

*uch aus, daß man der Krankenscheingebühr
etwa die Bedeutung einer Verwaltungskosten¬
gebühr zuschreiben will. Ist aber die Gebühr

weder als Preis für den Schein an sich noch

als Verwaltungskostenbeitrag gedacht, entfällt

auch die Berechtigung der Erhebung durch die

Kasse oder vielmehr ihres Verbleibens bei der

Kasse. Hat der Versicherte auf einen vorsorg¬

lich angeforderten gebührenpflichtigen Schein

Krankenhilfe nicht in Anspruch genommen,

so wird ihm die Kasse auf Anfordern die Ge¬

bühr wieder herauszahlen müssen.

Mit Rückerstattung der Gebühren ist für die

Kassen gewiß eine nicht gerade angenehme
Vermehrung der Verwaltungsarbeit verbunden.

Bestrebungen auf Verminderung der Verwal¬

tungsarbeit dürfen aber nicht dazu führen, sich
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gegenüber Ansprüchen Versicherter auf Rück¬

zahlung solcher Gebühren ablehnend zu ver¬

halten. Wo das Gesetz den Versicherten nach

dieser Richtung Erleichterungen gewährt hat,
müssen die Kassen ein übriges tun, daß diese

Erleichterungen den Mitgliedern auch in vollem

Ausmaße zuteil werden.

Herbert Lieske, Berlin-Tempelhof.

Härten der Notverordnung.
Die NotVO. vom 8. Dezember 1931 hat durch

die Bestimmung, daß die Kken. nur noch die

Regelleistungen gewähren dürfen, auch solche

Leistungen abgebaut, die von den Kken. ein¬

geführt waren, um einem gewissen Mangel des

Gesetzes abzuhelfen, wie der § 205 Abs. 1 RVO.
Hiernach hat die Kk. bei Erfüllung der Vor¬

aussetzung den unterhaltsberechtigten Ehe¬

gatten und Kindern, wenn sie ihren gewöhn¬
lichen Aufenthalt im Inlande haben und sie

nicht anderweit einen gesetzlichen Anspruch
darauf haben, Krankenpflege auf die Dauer
von 13 Wochen zu gewähren und zwar in

gleichem Umfange wie den Versicherten.
Durch diese zwingende Vorschrift wurden die
Versicherten in die Lage versetzt, ihre gesetz¬
liche Verpflichtung nach § 1601 BCjB. zu

erfüllen. Danach sind bekanntlich Verwandte
in gerader Linie verpflichtet, einander Unter¬
halt zu gewähren. Der Unterhalt umfaßt nach

§ 1610 BGB. den gesamten Lebensbedarf;
hierzu gehören auch die Kosten für ärztliche

Behandlung.
Unverständlich ist jedoch, und das ist der

Mangel in der Vorschrift des § 205 Abs. 1

RVO., warum der Gesetzgeber hier nicht auch
die unterhaltsberechtigten Verwandten in auf¬

steigender Linie angeführt hat. Durch die jetzt
bestehende Fassung unterstützt der Gesetz¬

geber Versicherte, die für ihre Angehörigen in

absteigender Linie unterhaltsverpflichtet sind.

Diejenigen aber, die zum Unterhalt ihrer Ver¬
wandten in aufsteigender Linie nach den Vor¬
schriften des BGB. ebenso unterhaltspflichtig
sind und eliese Pflicht tatsächlich erfüllen,

aeielen aus.

Wie ungerecht sich die jetzige Fassung des

Abs. 1 § 205 RVO. auswirkt, ist an folgenden
Beispielen zu ersehen:

Dm unehelichen Kindern eines mannliehen Versicherten
wenn seine Vaterschaft anerkannt ist, die Kranken¬

pflege zu gewähren, auch dann, wenn der Vater M rer-

ht. sich »einer rnterhaltsverpflichtung zu entziehen.

_ solches Kind ist auf Kosten der Gemeinde in einem

Kinderheim untergebracht, da die Mutter, eine Waise,
bei der Fntbindung - rben ist. Bei Erkrankung de«
Kindes wird nun bei der Kk. des Yater> Me Gewahnif

r Krankenpflege beantragt. Die Kk. muß diese Lei¬

stung nach I 205 RVO. Abs. 2 Ziff. IV gewähren
•genbeispiel: Eine weibliche Versicherte hat mit ihrer

Mitter einen gemeinsamen Haushalt. SoMtire Anse¬

herige, die zum Unterhalt verpflichtet sind, fehlen. Die

Versicherte bestreitet durch ihr Finkommen den ge¬

samten Lebensunterhalt, weil die Mutter durch ihr Alter

nicht mehr in der Lage ist, zum gemeinsamen l nterhalt

zuzusteuern. Bei Erkrankung der Mutter darf die Kasse
ine Leistung gewähren. Die Tochter ist gezwungen,

•iie Gemeinde (Wohlfahrtsamt) in Anspruch zu nehmen.
Um eine solche ungerechtfertigte Zurücksetzung ron

^sicherten, die Verwandte in aufsteigender Linie

unterhalten, nicht eintreten zu lassen, hatten viele
K issen von dem Ab«. 3 des 5 205 RVO. Gebrauch ge¬
macht, nach dem die Familienkrankenpfle^e sich auch

if sonstige Angehörige erstrecken kann, die mit dem
Versicherten in häuslicher Gemeinschaft leben und von

ihm unterstützt werden.

Es sollte daher bald eine A «Änderung dieser

Bestimmung vorgenommen werden. Die Mehr¬

belastung für die Kassen wird nur sehr gering
sein. Der Wortlaut des Gesetzes müßte sein:

..Versicherte, die innerhalb der letzten sechs Monate
mindestens drei Monate auf Grund eines Reichsgesetzes
für den Fall der Krankheit versichert waren, erhalten

(jir den unterhaltungsberechtigten Ehegatten und dir

unterhaltungsberechtigten Kinder, wenn diese sich ge¬
wöhnlich im Inlande aufhalten, sowie für Verwandte in

gerader Linie, die mit dem Versicherten in häuslicher
Gemeinschaft leben und von ihm ganz oder über¬

wiegend unterhalten werden und nicht anderweit einen

gesetzlichen Anspruch auf Krankenpflege haben, bis zur

Dauer von 13 Wochen ärztliche Behandlung in gleichem
l'mfange wie Versicherte. Von den Kosten für Arznei
und kleinere Heilmittel wird die Hälfte erstattet. § 18Tb
gilt entsprechend.**

Erich Heyer, Wuppertal-Ronsdorf.

Die Schmiede-Berufs-Genossenschaft.

führt in ihrem Betriebsverzeichnis im Jahre 1930

insgesamt 59 937 Betriebe mit zusammen 128 468

versicherten Personen auf. Es handelt sich hier

meist um Kleinbetriebe, denn außer 59 482 ver¬

sicherten Unternehmern waren nur noch 68 962

Arbeitnehmer gemeldet. Die Umlageberech¬
nung für das Jahr 1930 schließt mit folgendem
Bedarf ab: Entschädigungen 2 258 349 RM., Un¬

fallverhütung 65 503 RM., Verfahrenskosten
109 114 RM., Finanzdienst 14 727 RM., Verwal¬

tungskosten 373 617 RM. Umlageausfülle
177218 RM. Hiervon sind 404 227 Einnahmen
abzusetzen so elaß das Umlagesoll 3 050 822

Reichsmark beträgt. Unfälle wurden 11017 ge¬
meldet (11 906). Entschädigt wurden davon 952

(890). Die Zahl der tödlichen Unfälle ist gegen¬
über dem Vorjahre von 38 auf 29 zurückgegan¬
gen. Von 45 gemeldeten Berufskrankheiten sind
3 anerkannt und entschädigt worden. Auf 1000

versicherte Personen einschließlich der Be¬
triebsunternehmer entfallen 85,76 (88,74) ge¬
meldete und 7,41 (6,63) entschädigte Unfälle.

Gegenüber anderen Berufsgenossenschaften ist

die Unfallziffer ziemlich hoch zu nennen. Dies
dürfte nicht nur auf die Gefährlichkeit des
Schmiedeberufes zurückzuführen sein, sondern

hauptsächlich darauf, daß es sich um oft primi¬
tive handwerksmäßige Kleinbetriebe handelt, in

denen erfahiungsgemäß der Unfallschutz oft

sehr viel zu wünschen übrig läßt. Von den
3 technischen Aufsichtsbeamten wurden 793^

(6958) Betriebe besichtigt.

Die Nahrungsmittel-Industrie-Berufs¬
genossenschaft.
ist wohl die Genossenschaft, die die verschieden¬

artigsten Berufszweige umfaßt. Es gehören ihr

nicht nur alle diejenigen Betriebe an, die sich

mit der Herstellung von Nahrungsmitteln be¬

schäftigen, sondern auch eine ganze Reihe an¬

derer. Allerdings ist es nicht gut verständlich,
warum Badeanstalten aller Art gerade bei dieser

Genossenschaft versichert sind und nicht bei der

neuen BG.füi Gesundheitsdienst und Wohlfahrts¬

pflege. Sie umfaßte im Jahre 1930 insgesamt
76 715 Betriebe mit 462 399 Vollarbeitern. Es

sind dies 7044 Betriebe und 31 081 Vollarbeiter
mehr als im Vorjahre. An Ausgabeposten sind

zu erwähnen: Unfallentschädigungen 2 904 166

Reichsmark, Unfallverhütung 195 294 RM., Ver¬

fahrenskosten 155 056 RM., Verwaltungskosten
612 242 RM. Das Umlagesoll für das Geschäfts-
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iahr beträgt 4 242 415 RM. Es mußten 487 Ar¬

beitgeber wegen Nichtanmeldung ihrer Betriebe

mit insgesamt 12 220 RM. Geldstrafe belegt wer¬

den. Betriebsunfälle wurden insgesamt 19 741

(22 207) gemeldet. Entschädigt wurden hiervon

1587 (1251). Einen todlichen Ausgang hatten

80 (67) Unfälle. Vier (7) führten zu dauernder

»lliger, 153 (146) zu dauernder teilweiser und

1350 (1036) zu vorübergehender Erwerbs-

rnfiihigk«-it. Auf 1000 versicherte Arbeitnehmer

entfallen 38,21 (46,02) gemeldete, 3,07 (2,38) ent¬

schädigte und 0,15 (0,13) tödliche Unfälle. Es

ist demnach eine Verminderung der Unfall¬

häufigkeit eingetreten. Zugenommen haben

lediglich verhältnismäßig die tödlichen Unfälle.

Von den technischen Aufsichtsbeamten wurden

10 912 Revisionen vorgenommen. Bei diesen Be¬

triebskontrollen mußten nicht weniger als

26 930 Anordnungen getroffen werden. Wegen
Vergehen gegen die Unfallverhütungsvorschrif¬
ten wurden 61 Unternehmer mit Geldstrafen

belegt. Kl.

ANGESTELLTE UND BEAMTE

Vorläufige Dienstenthebung oder frist-»

lose Entlassung« Weiterzahlung der Be¬

züge»
Im $ 28 Abs. 1 der Dienstordnung (DO.) für

die Angestellten der AOKk. D. ist ausdrücklich

bestimmt, daß die vorläufige Dienstenthebung
durch den Kas^nvorstand zu verfügen ist,

wenn gegen einen Angestellten so erhebliche

Anstände vorliegen, daß seine Entlassung in

Aussicht steht, unel wenn durch die weitere

Dienstausübung eine Schädigung der Kk. zu

befürchten ist.

Diese Voraussetzungen des § 28 Absatz 1 der

DO. liegen hier zweifellos vor. Diese Bestim¬

mung ist in die DO. für Dienstvergehen eines

Angestellten autgenommen worden, die noch

de Aufklärung bedürfen. Sie stellt also eine

vorläufige Maßnahme der Kk. dar. Mit Recht

hat das Versicherungsamt angenommen, laß

nur der § 23 der DO. anzuwenden ist und el

her nur eine vorläufige Dienstenthebung des

Ant* i mit dem e der Dienstentlassung
des Angestellten in Betracht kommen kann.

Keinesfalls kann, elem Antrage der Kk. ent-

echend, ;ne fristlose Entlassung, wie in

r IX). vorgesehen ist, erfolgen. Diese

Bestimmung trifft nur für die ab^ hlossenen

alle zu, in welchen also grobe Dienstvergehen

eines Ar j Uten einv ifrei nachgewiesen
nd. Im vorliegenden Falle bestreitet jedoch

der Angestellte N. nach wie vor seine Schuld.

Eine Klärung der Angelegenheit ist auch noch

nicht erfolgt.
Der § 28 Absatz 1 der DO. sieht weiter vor,

tß bei vorläufiger D tenthebung eines An¬

gestellten, dessen Dienstbezüge durch elen

Kassenvorstand bis auf die Hälfte herabgesetzt
werden können. Der Kassenvorstand vertritt

elen Standpunkt, daß an N. überhaupt keine

Dunstbezüge mehr zu zahlen seien. Da aber,

v. ic angeführt, nicht die Bestimmungen eles

$ 25, sondern die des § 28 eler DO. anzuwen¬

den sinei, ist die Kasse verpflichtet, fin N. vom

1. Juni 1931 ab die Hälfte seiner Dienstbezüge

zu zahlen.

Die Entscheidung des VA. war daher in vollem

Umfange zu bestätigen.
OVA. Bautzen vom 14. Jan. 1932 (Nr. 101 BK 31).

Zur Frage der dienstordnungsmäßigen

Anstellung.

Das Versicherungsamt Erlangen hat in einem

Streitfalle eine beachtliche Anordnung getroffen.
(Tgb. R. 1% vom 15. Dezember 1931.) Eine

Angestellte hatte die Voraussetzungen für die

dienstordnungsmäßige Anstellung erfüllt, eine

freie dienstordnungsmäßige Stelle war bei der

Kasse vorhanden, der Kassenvorstand lehnte

aber die Unterstellung unter die Dienstordnung
ab. Das Versicherungsamt entschied:

!)is Versicherungsamt ist, Ihrem Antrage ent¬

sprechend, in die Prüfung der Frage eingetreten,
ob Sie als Angestellte der Kasse zu gelten
haben oder nicht und hat festgestellt, daß S

ab 2 0. Januar 1930 als Angestellte
der Kasse zu betrachten sind und damit der

Dienstordnung unterstehen.

Sie wurden am 20. April 1925 als Anwärterin

für den Kassendienst bei der Kasse eingestellt
und haben am 20. April 1928 Ihre dreijährige
Lehrzeit beendet. Da Sie am 20. Januar 1930

das 21. Lebensjahr vollendet hatten, wären Sie

anzustellen gewesen und können daher von

diesem Zeitpunkt an gemäß der MinEntsch!.

vom 10. November 1927 als Angestellte be¬

ichtet werden."

Eine Gewährung von Ehrengaben aus

Mitteln des Versicherungsträgers ist un¬

zulässig.

E. des RVA. vom 3. Januar 1932 - K 108 31 B.

Aus den Gründen: Mittel der Kk. dür¬

fen nach § 363 RVO. nur zu den satzungs¬

mäßigen Leistunge-n, zur Füllung der Rück¬

lage /u den Verwaltungskosten und für

Zwecke der besonderen oder allgemeinen
Krankheitsverhütung verwendet werden. Ob

die Gewährung >n Ehrengaben anläßlich

eines Dienst Jubiläums in der Satzung einer

Kk. überhaupt vorgesehen werden darf, kann

unerörtert bleiben, da weder die Satzung der

Kk. noch das Regulativ über die dienstlichen

und Besoldungsverhältnisse des Geschäfts¬

führers und eine dafür in Frage kommende

Bestimmung enthält. Es bleibt daher nur zu

prüfen, ob solche Aufwendungen etwa unter

die Verwaltungskosten zu rechnen und inso¬

weit im Rahmen des § 363 RVO. vertretbar sind.

Das ist zu verneinen. Zwar ist die Gewährung
von besonderen einmaligen Zulagen, wie Weih¬

nachtsgratifikationen oder Teuerungszulagen,
neben dem festen Gehalt auch an Angestellte
von VTr. nicht schlechthin unzuläsig, soweit

solche Zulagen auch bei anderen Verwaltun¬

gen üblich und von den zuständigen Organen

bewilligt sind (zu vgl. EuM. Bd. 18 S. 301

Nr. 126, Hoffmann, RVO., 2. Buch 7. Aufl.

Anm. 5 Abs. 4 zu § 363 RVO., Hahn-Kühne,
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Hdb. der KV., 10. und 11 Aufl. Anm. lc eben¬

da). Solche Zuwendungen, die unter den Um-

>tänelen als außerordentliches Ertgelt für ge¬

leistete Dienste angesehen we a können,
werden jedoch zum Unterschied \\>n der einem

nzelnen Beamten zugedachten Ehrengabe
gründsätzlich allen Angestellten gleichmäßig
gewährt. Dagegen hat die einem einzelnen Be-

mten aus besonderem Anlaß gelegentlich zu¬

gedachte Ehrengabe den Charakter eines Ge¬

schenks. Solche Geschenke aus Mitteln des

VTr. sind aber schlechthin unzulässig (zu vgl.
Hdb. der UV. 3. Aufl. Bd. 1 Anm. 1 Abs. 3

zu § 31 Gew. UVG. S. 385). Das galt schon

nacti der bisherigen Rechtsübung und muß

um so mehr gelten in einer Zeit der größten
wirtschaftlichen Not, in der die Kassenleistun¬

gen neuerdings auf die Regelleistungen be¬

schränkt werden mußten, und jede Verwaltung
unel somit auch jede Kk. pflichtmäßig die

größte Sparsamkeit walten lassen muß.

Fünfundzwanzig Jahre Gewerkschafts¬

mitglied.

Schon vor einigen Jahren konnten die Sekretäre
Pfuhler und Bantleon bei der AOKk. Ulm auf

eine fünfundzwanzigjährige Mitgliedschaft im

Zentraiverband der Angestellten zurückblicken.
Im Januar 1932 haben drei weitere Angestellte
dieser Kasse, der Verwalter Baur, der Inspek¬
tor Klausner und der Sekretär Scheffler ihre

fünfundzwanzigjährige Mitgliedschaft im ZdA.

zurückgelegt. Baur und Klausner haben im

vorigen Jahre auch ihr fünfundzwanzigjähriges
Dienstjubiläum bei der Allgemeinen Orts¬

krankenkasse Ulm begangen. Das Beispiel der

drei Jubilare verdient die Nachahmung der

jüngeren Berufsangehörigen. Den Jubilaren

gebührt herzlicher Dank für ihre Treue und die

erfolgreiche Arbeit, die sie im Laufe dieser

Zeit für ihre Gewerkschaft und die Sozialver¬

sicherung geleistet haben.

RECHTSPRECHUNG

DieAufrechnung desKrankengeldes nach

§ 223 Abs. 3 RVO. gegen geschuldete Bei¬

träge setzt nicht voraus, daB Forderung
und Gegenforderung aus dem gleichen
Rechtsverhältnis stammen müssen.

E. des VA. Stendal vom 5. November 1931.

Gründe: Die Gewährung der Bewährungs¬
frist bezweckt nur den Aufschub des Straf¬

vollzuges oder den Erlaß der Strafe, ist aber

im übrigen für die Zahlungspflicht der Beiträge
nach den Vorschriften der RVO. nicht an¬

wendbar. Die Beklagte ist verpflichtet und

jederzeit berechtigt, Beitragsreste beizutreiben.

Die Aufrechnung kann auch vorgenommen

werden, wenn die einander gegenübergestellten
Forderungen nicht aus dem gleichen Versiche¬

rungsverhältnis stammen. Einmal gibt der

Wortlaut des § 223 RVO. für die Auslegung
des Klägers keinen Raum und zum anderen

kann nach der Begründung der oben an¬

geführten Entscheidung des RVA. vom 28. No¬

vember 1929 die Kk. über den Anspruch eines

Versicherungspflichtigen (Arbn.) nach Maßgabe
des § 223 Abs. 3 RVO. auch mit einer Forde¬

rung von Beiträgen aufrechnen, die der Versiche¬

rungspflichtige (Arbn.) als früherer Arbg. ver¬

sicherungspflichtiger Personen schuldet. Nach

n weiteren Ausführungen dieser grundsätz¬
lichen Entscheidung müssen, da die RVO.
keine näheren Vorschriften über den Begriff
der Aufrechnung enthält, die für die Auf¬

rechnungen geltenden Vorschriften des BGB.
beachtet werden. § 387 BGB. verlangt für die

Aufrechnung Personengleichheit, Gleichwertig¬
keit der Forderung, Fälligkeit der Forderung
md Gegenforderung. Diese Voraussetzungen

r die Aufrechnung sind sämtlich gegeben.
Die Aufrechnung findet unter den gleichen
Personen statt, die einander Leistungen schul¬
den. Die gegeneinander aufzurechnenden For¬

derungen sind auch gleichartig, denn es sind

beiderseits Geldforderungen, die auch beide

fällig sind. Das bürgerliche Recht sieht für die

Aufrechnung nicht vor, daß Forderung und

Gegenforderungen auch aus dem gleichen
Rechtsverhältnis stammen müssen. Mithin

kann dies auch nicht für eine Aufrechnung
nach den Vorschriften des § 223 Abs. 2 RVO.

verlangt werden.

Das Beitreibungsverfahren gemäß § 28

RVO. erstreckt sich nur auf Beitragsrück¬
stände. Für alle anderen Ansprüche muB
die Kasse zunächst einen ordnungsmä¬
ßigen Schuldtitel haben, bevor sie ein

Vollstreckungsverfahren einleiten kann.

E. des RVA., Beschlußsenat der Abteilung II,
vom 14. Januar 1931 (II K 151 30B).

Gründe: Das Beitreibungsverfahren nach §28
RVO. ist nur zulässig, soweit es sich um Rück¬

stände handelt. Rückstände sindf wie aus der

Begründung zum Entwurf einer RVO., Reichs¬

tagsdrucksache 1909 1910 zu Nr. 340 S. 44 her¬

vorgeht, rückständige, d. h. am Fälligkeitstage
nicht entrichtete Beiträge im weiteren Sinne,
die der Unternehmer, der Arbeitgeber oder

der Versicherte oder auch die Gemeinde dem

Versicherungsträger zu zahlen hat (zu vgl. auch

Hanow, a. a. O., Anm. 1 und 2 zu § 28 RVO.).
Um solche Beitragsrückstände handelt es sich

vorliegend nicht. Nur solche dürfen aber von

der Kasse in dem in § 28 RVO. zugelassenen,
an sich für Gemeindeabgaben geltenden landes

gesetzlichen Vollstreckungsverfahren unmittel¬

bar beigetrieben werden. Für alle anderen An¬

sprüche muß die Kasse zunächst einen ord¬

nungsmäßigen Schuldtitel haben, bevor sie ein

Vollstreckungsverfahren einleiten kann. Vor¬

legend hätte also die Kasse, da es sich um

einen Schadenersatzanspruch handelt, für den

die Instanzen der RVO. nicht zuständig sind,

Klage vor dem ordentlichen Gericht erheben

müssen (zu vgl. E. 2120 II AN. 1915 S. 777,
EuM. Bd. 6 S. 162 Nr. 63). Das von ihr

selbst ohne jeden Schuldtitel eingeleitete Voll-
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streckungsverfahren entbehrt jeder rechtlichen

Grundlage. Da die Kasse somit ;egen das

Gesetz verstoßen hat, war die Aufsichtsbehörde

nicht nur berechtigt, sondern verpflichtet, ge¬
mäß § 30 RVO. im Aufsichtswege einzu¬

schreiten. Das ist trotz des Antrags der Be-

hwerdeführerin nicht geschehen. An Stelle

der Aufsichtsbehörde ist nunmehr das RVA. im

ordnungsmäßigen Rechtszug zur Entscheidung
berufen.

Eine Satzungsbestimmung, nach der die

gemäß § 189 Abs. 1 RVO. vorgesehene
Kürzung der Beiträge erst vom dem Tage
ab eintreten soll, an dem der Kasse eine

Anzeige über den Anspruch des Ver¬

sicherten auf Fortzahlung des Arbeits¬

entgeltswährend derKrankheit erstattet

wird, ist unzulässig.
E. des RVA. vom 14. Oktober 1931 — II k

39 31 B.

Aus den Gründen: Bereits in der E.

4132 (AN. 1931 S. IV 317, EuM. Bd. 30 S. 364

Nr. 145) hat das RVA. die entsprechende An¬

wendung des § 187c Abs. 2 RVO. auf die Fälle

des § 205 RVO. verneint. Den Ausführungen
dieser E. ist der Senat beigetreten. Die mit

diesen Ausführungen in Uebereinstimmung
stehende Satzungsänderung war daher zu ge¬

nehmigen.
Es kann dahingestellt bleiben, ob und in

welchem Umfange eine Anzeigepflicht über

den Anspruch des Versicherten auf Fort¬

zahlung des Arbeitsentgelts während der

Krankheit nach §§ 317 ff. RVO. überhaupt be¬

steht, denn die beanstandete Satzungsbestim¬
mung ist schon um deswillen unzulässig, weil

nach ihr die Kürzung der Beiträge erst mit

dem Tage der Anzeigeerstattung eintreten soll,
dieser also eine rechtsbegründende Wirkung
beigemessen wird. Eine solche Wirkung kommt

ihr jedoch nicht zu. Die Anzeigepflicht dient

vielmehr regelmäßig nur dem Zweck, den ord¬

nungsmäßigen Geschäftsbetrieb sicherzustellen

(zu vgl. a. E. 2932, AN. 1926 S. 15, EuM. Bd. 18

S. 267 Nr. 107; Hahn-Kühne, Hdb. der KV.,
10. und 11. Aufl. S. 488 Anm. 2 zu § 318). Von

Einfluß auf den Beginn der in § 189 Abs. 1

RVO. vorgeschriebenen Beitragskürzung würde

der Zeitpunkt des Eingangs der Anzeige daher

nur sein, wenn dies im Gesetz vorgeschrieben
wäre. Das ist aber nicht der Fall.

Vom Beginn der 27. Woche ab hat die

Berufsgenossenschaft der Krankenkasse

bis zum Betrage der Voilrente Ersatz zu

leisten.

(E. des VA. Hamburg vom 13. Juni 1931 —

1906 30 K.)

Gründe: Es handelt sich hier darum, ob der

Ersatzanspruch der Klägerin aus der Vollrente

oder aus dem Familiengeid zu decken ist. Das

VA. trägt keine Bedenken, der Auffassung der

klägerischen Kk. zufolgen. Es muß zunächst her¬

vorgehoben werden, daß die genannten Kosten
der Krankenbehandlung auch über die 26.

Woche nach dem Unfall von der Klägerin ge¬

tragen worden sind. Deshalb ist ihr darin zu¬

zustimmen, daß die Beklagte nach § 559c RVO.

mit dem Beginn der 27. Woche nach dem Un¬

fall zur Gewährung von Rente verpflich¬
tet war. Das Familiengeld kann für den Er¬

satzanspruch auch desKalb nicht in Betracht

kommen, weil diese Leistung nur dann zu ge¬

währen ist, wenn die BG. selbst Heilanstalts¬

pflege gewährt (§ 559e Abs. 2 RVO.). Die Er¬

satzansprüche der VTr. sind im § 1506 RVO.

geregelt. Es ist dort bestimmt worden, daß die

Aufwendungen für wiederkehrende Geldleistun¬

gen, die dem Verletzten vom Beginn der 9.

Woche an gewährt werden, zu Lasten des

Trägers der UV. gehen. Der Ersatzanspruch
der Kk. für die Zeit, in der der Träger der UV.

zur Gewährung einer Rente nicht verpflichtet

ist, findet seine Grenze aber in Höhe von %

des Grundlohns. Für dic spätere Zeit dagegen,
also für die Zeit, in der der Träger der UV.

zur Rentengewährung verpflichtet ist, hat er

Ersatz zu leisten bis zur vollen Höhe der

Rente. Die Klägerin nimmt daher mit Recht

die Vollrente als Ersatz ihrer Aufwendungen

für wiederkehrende Geldleistungen in An¬

spruch. Die Vollrente beträgt für das Jahr

1928 insgesamt 510,43 RM. Da die Beklagte
aber nur 405,12 RM. erstattet hat, ist sie ver¬

pflichtet, den Restbetrag von 105,31 RM. der

Klägerin noch auszukehren.

Die Anzeige einer Weiterversicherung
nach §313 RVO. kann in zwangloser Form

erfolgen.

E. des VA. Segeberg vom 11. November 1930.

Gründe: Nach den angestellten Ermitt¬

lungen ist zu unterstellen, daß die Kassen¬

botin innerhalb der vorgeschriebenen Frist von

drei Wochen dem Geschäftsführer gegenüber
geäußert hat, daß die Beschwerdeführerin weiter¬

versichert bleiben wolle. Nach § 11 Abs. 2 der

Kassensatzung und nach § 313 Abs. 2 der

Reichsversieherungsordnung kann derjenige
weiterversichertes Mitglied einer Kasse bleiben,

der dieses binnen drei Wochen nach der Be¬

endigung seine Pflichtmitgliedschaft der Kasse

anzeigt. Die Anzeige hat schriftlich oder münd¬

lich zu geschehen. Im vorliegenden Fall ist die

Anzeige zwar nicht durch die Versicherte

selbst, sondern durch eine dritte Person erfolgt.
Eine gesetzliche Bestimmung, daß die Anmel¬

dung durch den Versicherten persönlich vor¬

genommen werden müsse, besteht nicht. Es

liegt daher kein Grund vor, die Anmeldung der

Weiterversicherung durch einen Dritten als

nicht ausreichend anzusehen. Durch die Anzeige
der Kassenbotin sind die Erfordernisse der

§§ 310 Abs. 1 und 313 Abs. 2 der Reichsver¬

sieherungsordnung erfüllt worden.

Das OVA. Schleswig hat d;ese E. am 4. April
1931 bestätigt und folgendes ausgeführt:

Die Ausführungen der Beschwerdeführerin

gehen fehl, wenn sie annimmt, daß bei der frag¬
lichen Meldung eine mündliche Uebermittlunir

nicht zulässig ist. Nach Maßgabe der dauern¬

den Rechtsprechung zu dem § 313 Absatz 2 ist

jede Form von Uebermittlung zulässig. Nach

dem Ergebnis dei Beweisaufnahme muß, wie

daa Versicherungsamt zutreffend aus¬

geführt hatr die Uebermittlung durch die

Kas§enbotin der Ortskrankenkasse als tatsäch-
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lieh geschehen und als gesetzlich zulässig ange¬
sehen werden. Sämtliche Gegeneinwendungen
der Beschwerdeführerin und ihres Geschäfts¬
führers sind hiergegen als unerheblich zu be¬
zeichnen. Es handelte sich hier nicht um die
förmliche An- und Abmeldung im Sinne des

§ 317 der Reichsversieherungsordnung, sondern

es handelt sich um die Willenskundgebung
einer bereits bei der Krankenkasse versicherten
Person. Hier ist, wie oben bereits ausgeführt,
jede Form der Willenserklärung zulässig und

zu diesen Formen gehört auch die mündliche

Uebermittlung durch einen Boten oder durch
eine andere geeignete Person.

Das Oberversicherungsarnt hatte im Gegensatz
zu der Beschwerdeführerin keine Bedenken, hier
die Kassenbotin als geeignete und zulässige
Uebermittlerin anzusehen. Es kommt noch
hinzu, daß die Kassenbotin ihre etwaige Nicht¬

eignung oder ihre Nichtwilligkeit der Ueber¬

mittlung der Meldung der Antragstellerin nicht

mitgeteilt hatte.

Zur Versicherungspflicht der Provisions¬
reisenden.

E. des OVA. Karlsruhe vom 29. Januar 1931.

Gründe: Die Frage, ob Provisionsreisende
der Krankenversicherungspflicht unterliegen
oder nicht, richtet sich nach der gebundeneren
oder freieren Stellung, die sie der Firma gegen¬
über genießen, für die sie tätig sind. Für eine

gewisse wirtschaftliche Abhängigkeit spricht
Jedenfalls, wenn solche Reisende nur für eine
:irma Abschlüsse machen und wenn ihnen eine

Betätigung für eine andere Firma vertraglich
untersagt ist, wenn ihnen neben der Ge¬

währung von Provision ein bestimmtes Gehalt

zugesagt ist. Die Frage der Versicherungs¬
pflicht läßt sich nicht allgemein beantworten,
sondern es ist im einzelnen Falle zu prüfen, ob
die Pflichten und Rechte in ihrer Gesamt¬

beurteilung für eine freie Stellung im Sinne des

Handlungsagenten des HGB. sprechen oder
nicht. Das Versicherungsamt hat mehr die für
eine gebundene Stellung sprechenden Momente

hervorgehoben und danach die Kranken¬

versicherungspflicht bejaht. Selbst die ver¬

hältnismäßig weitgehende Freiheit, welche den
in Frage stehenden Personen bezüglich Be¬

ginns und Beendigung der Arbeit eingeräumt
sei, hinge doch wesentlich mit der Eigenart der

Berufstätigkeit im Zeitschriftenhandel zu¬

sammen. Abgesehen von dieser etwas freieren

Stellung haben die für die Firma S. tätigen
Reisenden sich nur auf die Anwerbung neuer

Abonnenten zu verlegen. Jede andere, ins¬

besondere mechanische Tätigkeit wie die Zu¬

stellung der Zeitschriften, selbst das Ein-
kissieren und Abliefern der eingezogenen
Abonnementsbeiträge ist ihnen abgenommen.
Sie haben auch nicht täglich mit der Firma
abzurechnen. Den einzelnen Reisenden ist ein

bestimmter abgegrenzter Bezirk für ihre Werbe¬

tätigkeit nicht zugewiesen Zweien von ihnen,
nämlich Sch. und Josef BI., ist auch ein Tätig¬
werden für andere Firmen nicht untersagt. F.
und Albert BI. behaupteten zwar, daß sie der¬

artigen Bedingungen unterlagen, was jedoch
vom Beschwerdeführer bestritten wird. Aus
der Tatsache, daß" F. und BI. nur für die Firma

S. reisen, kann ein bestimmter Schluß, daß ihnen
eine Tätigkeit für andere Firmen untersagt sei,
nicht gezogen werden. Die Tatsache, daß diesen
Reisenden ein Betriebskapital nicht zur Ver¬

fügung steht, spricht ebenfalls nicht gegen ihre

selbständigere Stellung; denn der Nachweis
eines Betriebskapitals ist bei der Eigenart ihrer

Berufstätigkeit, welche Geldmittel höchstens im

Falle der Einstellung von Unterreisenden nötig
machen, nicht erforderlich. Für ein persönliches
Verantwortlichsein und ein gewisses Risiko, also

eine selbständige Stellung, spricht ferner, daß
die Einbehaltung einer sogenannten Sprung¬
reserve im Vertrag vorgesehen ist, d. h. die

Einbehaltung von 10 v. H. der Abschluß¬

provision für etwa wieder abfallende Abonnenten.
Es bedeutet dies eine teilweise Haftung der
Reisenden für den Eingang der Abonnements¬

beträge. Wenn ferner für die Vorlage von

Scheinen illiquider Abonnenten die Provision
nicht bezahlt wird, so ist dies im Effekt einem
Unternehmerrisiko gleichzuachten. Die Be¬

dingungen, unter welchen die für die Firma S.
werbenden obengenannten Reisenden tätig
werden, entsprechen im wesentlichen den Ge¬

schäftsgrundsätzen, wie sie vom Reichsverband
deutscher Buch- und Zeitungshändler aufgestellt
sind. Das von der Beschwerdeführerin vor¬

gelegte Gutachten von Professor Dr. Manes hat

unter klarer Herausstellung der einzelnen

Momente für die bezeichneten Gruppen von

Provisionsreisenden, welche unter Ausschluß
aller anderen Obliegenheiten lediglich für die

Werbung von Abonnenten für einen Zeit¬

schriftenverlag tätig sind, Krankenversicherungs¬
pflicht verneint. Dieses Gutachten ist in gleich¬
gelagerten Fällen wiederholt von der Recht¬

sprechung herangezogen worden. Unter Be¬

achtung der Ausführungen von Prof. Dr. Manes

hat auch die Beschlußkammer für die oben

eingeführten Provisionsreisenden die Kranken¬

versicherungspflicht verneint.

Weihnachtsgratifikationen, die vom Ar¬

beitgeber, wenn auch ohne rechtliche

Verpflichtung, neben dem Gehalt wäh¬

rend eines wirtschaftlich erheblichen

Zeitraumes in regelmäßiger Wiederkehr

gewährt worden sind, sind, sofern nicht

besondere Umstände für deren künftigen
Fortfall sprechen, gewohnheitsmäßige
Bezüge im Sinne des § 2 AVG. und daher

anteilmäßig bei der Berechnung des Bei¬

trags zu berücksichtigen.
Entscheidung des Reichsversicherungsamts,
Erster Beschlußsenat der Abt. III, vom 17. Juni

1931 - UI AV. 8/31 B.

Aus den Gründen: Unter Entgelt fallen

grundsätzlich alle Vermögenswerten Vorteile,
die dem Beschäftigten als Vergütung für seine

Arbeit gegeben werden, und damit eine Gegen¬
leistung für seine Arbeitstütigkeit darstellen

(AN. der Reichsversicherungsanstalt für An¬

gestellte und der Spruchbehörden der Angestell¬
tenversicherung 1918, S. 207 Nr. 298, und S. 224

Nr. 308). Als Entgelt für eine Arbeitstätigkeit
können jedoch solche Zuwendungen nicht an¬

gesehen werden, die lediglich aus Wohlwollen

gemacht werden und daher Schenkungen sin i
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t vgl E. 3519, AN. 1929 S. IV 342, EuM.

Bd. 25 S. 334 Nr. 139). Ob eine Zuwendung
sich als Vergütung oder als Schenkung dur*

stellt, ist nacn Lage des Einzelfalls zu beur¬

teilen. Gegen die Annahme, daß hier die Weih-

chtsgratilikaüonen reine Schenkungen sind,

»rieht die Tatsache, daß sie zweifellos als

genleistung für geleistete Dienste und mit

Rücksicht auf die erwarteten künftigen Dienste

gewührt wurden] sie werden außerdem seit

1926 in Vomhundertsätzen des Gehalts, also

in Anlehnung an das Arbeitsentgelt bemessen,

stellen sich also auch rein äußerlich als Ge¬

haltserhöhung oder -Zulage dar. Für die An¬

nahme, daß es reine Geschenke, unabhängig
von der Dienstleistung, seien, liegen keinerlei

Anhaltspunkte vor. Die den Angestellten ge¬

zahlten Weihnachtsgratifikationen gehören
daher zu den „anderen Bezügen" im Sinne des

§ 2 AVG.

AUFGABEN UND LOSUNGEN

Unsere heutigen Aufgaben beschäftigen sich mit Streitfragen aus der Anwendung des § 531

RVO. Die Lösungen werden in der nächsten Nummer veröffentlicht. Die Schriftleitung.

1. Aufgabe.

Der Arbg. Lässig hat wiederholt Versiche¬

rungspflichtige beschäftigt, aber nicht zur Kk.

gemeldet. Er ist deshalb bereits von dem VA.

wegen Meldevergehens bestraft worden. Am

15. März stellte die AOKk. wiederum fest, daß

L. vom 1. Dezember 1931 bis 28. Februar 1932

eine Arbeiterin gegen einen Wochenlohn von

15 RM. beschäftigt, aber nicht gemeldet hatte.

Sie forderte deshalb die Beiträge bis zum

15. März 1932 nach und legte dem Arbg. —

gestützt auf den § 531 Abs. 2 RVO. — gleich¬
zeitig als Beitragsstrafe die Zahlung von

40 RM. auf. Der Arbg. entrichtete die nach¬

geforderten 29 RM., lehnte jedoch die Zahlung
des Strafbeitrages ab. Er bestritt der Kk. das

Recht, ihm wegen des Meldevergehens in eine

Strafe nehmen zu können und bemängelte
außerdem die Höhe dieser Strafe. Wenn, so

führte er aus, die Festsetzung des Straf¬

beitrages tatsächlich begründet sein sollte, dann

dürfe die Kk. nur den ein- bis fünfmaligen
Betrag, also 29, 58, 87f 116 oder 145 RM., nicht

aber eine Summe fordern, die weder das Ein¬

fache, noch das Doppelte der Beitragssumme
ergibt. Im übrigen könne die Kk. ihn nicht

doppelt bestrafen. Wenn er die Beiträge über

die wirkliche Beschäftigungszeit hinaus bis zum

15. März entrichten müsse, dann zahle er schon

eine Beitragsstrafe. Die Auferlegung der

40 RM. stelle deshalb eine zweite Strafe wegen

desselben Vergehens dar. Lässig beantragt,
seinen Einspruch dem VA. zur Entscheidung
zu unterbreiten und bis dahin alle Zwangsmaß¬
nahmen auszusetzen.

Frage: Wie wird das VA. entscheiden?

Z Aufgabe«
Auch der Arbg. Säumig legt keinen besonde¬

ren Wert auf Erfüllung seiner Meldepflichten.
Nachdem er wiederholt Versicherungspflichtige
mit erheblichen Verspätungen angemeldet
hatte, erstattete die AOKk. bei dem VA. Straf¬

anzeige, als sie feststellte, daß Säumig vom

20« April bis 27. Juni 1931 einen gegen 45 RM.

Wochenlohn beschäftigten Gesellen überhaupt
mcht gemeldet hatte. Das VA rurteilte Säu¬

mig zu einer Geldstrafe von 10 RM. Die rück¬

ständigen Beiträge wurden nachgefordert un 1

auch gezahlt. Am 18. April kam der AOKk.

abermals zur Kenntnis, daß Säumig vom 5. Ja¬

nuar bis 7. März 1932 einen Versicherungs¬

pflichtigen beschäftigt und nicht gemeldet
hatte. Sie will deshalb Säumig erneut durch

das VA. wegen Meldevergehens bestrafen

lassen, glaubt aber, daß diese Bestrafungen
nicht genügen, um S. zur Pflichterfüllung zu

erziehen. Aus diesem Grunde will sie ihm die

Zahlung des doppelten Beitrages auferlegen.

Dabei wird im Kassenvorstand die Frage auf¬

geworfen, ob man Säumig nicht auch noch

nachträglich für das vorhergehende Meldever¬

gehen eine derartige Zahlung auferlegen könne,

wann eigentlich das Recht zur Festsetzung von
¦

Strafbeiträgen aus § 531 Abs. 2 RVO. und

wann der Anspruch auf die Zahlung dieser Bei¬

träge verjähre.
Wie sind diese Fragen zu beantworten?

3. Aufgabe.
Eine andere Streitfrage ist bei der AOKk. in

Z. entstanden. Der Arbg. Bockbein ist auf

Antrag dieser Kk. auf Grund des § 530 RVO.

von dem VA. wegen Meldevergehens in eine

Strafe von 15 RM. genommen worden. Die

AOKk. hat die rückständigen Beiträge nach¬

gefordert und auch erhalten. Daneben hat sie

dem Arbg. die Zahlung des doppelten Kassen-

und Arbeitslosenbeitrages auferlegt. Dagegen
erhebt der Arbg. Einspruch. Er bestreitet der

AOKk. das Recht, den § 531 Abs. 2 RVO.

auch auf die Arbeitslosenbeiträge ausdehnen zu

dürfen. Nach seiner Ansicht erstrecken sich

die §§ 530, 531 RVO. lediglich auf die Kassen¬

beiträge. Daraus folge zwingend, daß die

AOKk. auch nur dann von einem Arbg. die

Zahlung des doppelten Arbeitslosenbeitrages

fordern dürfe, wenn er wegen Vergehens gegen

die Meldevorschriften des AVAVG. verurteilt

worden sei. Ein derartiges Urteil sei aber

gegen Ihn nicht ergangen. Das VA. habe in

der Straffestsetzung nur auf den § 530 RVO.

Bezug genommen, aber mit keinem Wort das

AVAVG. erwähnt. Deshalb müsse die AOKk.

die Forderung eines doppelten Arbeitslosen¬

beitrages fallen lassen.

Frage: Ist die Rechtsauffassung des Arbg.

richtig und sein Einspruch begründet?
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Handbuch der Arbelt. Von Bergmann-Schlettcr-Wlckel.

Karl Zwing, Verlagsbuchhandlung, Jena. Von diesem um¬

fassenden Werk ist Jetzt die 3. Abteilung als 1. Band

des Oesamtwerkes erschienen. Das Buch hat einen Um¬

fang von 360 Seiten und kostet broschiert 18 RM., in

Ganzltinenband 21 RM. Die 3. Abteilung behandelt die

Koalitionen, und zwar im 1. Teil die Gewerkschafts¬

bewegung, die freien, die christlich-nationalen, die frei-

hcitlici-nationalen Gewerkschaften und die übrigen Ver¬

bände. Im 2. Teil werden die Unternehmerverbände, im

3. Teil die internationale Gewerkschaftsbewegung und in

einem Anhang die Gewerkschaftspresse besprochen.

Weiterhin gibt es die 1. Abteilung des Gesamtwerkes

im Umfang von etwa 12 Bogen. Diese Abteilung

behandelt die „Soziale Schlichtung und Umschichtung".

In der 2. Abteilung werden besprochen „Arbeitslohn und

Arbeitsmarkt". In der 4. Abteilung „Sozialversicherung

und Arbeiterfürsorge". In der 5. Abteilung „Die Ge¬

nossenschaften und die Eigenunternehmungen". In der

6. Abteilung „Die Kulturorganisationen" und schließlich

In der 7. Abteilung „Die Arbeiterpartei". Um jedem

Icteressenten die Anschaffung des Gesamtwerkes, das

annähernd 90 Druckbogen umfassen wird, zu ermöglichen,

erscheinen die einzelnen Abteilungen in Abständen von

4 bis 6 Monaten. Das Gesamtwerk will die deutsche Ar¬

beiterklasse in Wirtschaft und Gesellschaft darstellen.

Cs soll zu einem unentbehrlichen Nachschlagewerk für

alle am sozialen Leben der Jetztzeit interessierten Kreise

gestaltet werden.

Meyers Kleines Lexikon in 3 Bänden, 8., gänzlich nen

bea-beitete Auflage mit rund 70 000 Stichwörtern und

Artikeln, 4500 Abbildungen und Karten im Text und

auf Tafeln. Band II. Vorbestellpreis in Leinen 22,50 RM.,
in Halbleder 25,50 RM. Verlag Bibliographisches In¬

stitut A.-G.» Leipzig. — Soeben ist der 2. Band des

„Kleinen Meyer" erschienen. Es gibt unseres Wissens

kein anderes Lexikon dieses Umfages, das so um¬

fassende kultur- und wirtschaftrgeschichtliche Sammel¬

artikel enthält. Man findet da z. B. auf 3 ganzen

Spalten eine ausgezeichnete Charakterisierung des

„Imperialismus" — also der Epoche, die wir jetzt zu

liquidieren haben, und über deren Irrtümer und Fehler

wir uns besonders klar werden sollten. Gleich an¬

schließend kann man sich über den ,,Impressionismus"
unterrichten; neben dem Artikel „Griechische Kultur"

findet man eine weitgreifende Darstellung von Groß¬

britanniens Geschichte, Verfassung und Wirtschaft. Man

kann die Entwicklung einzelner Wissenschaften und

Künste, wie der Geographie und Nationalökonomie oder

der Musik und Literatur in knappen, aber erschöpfen¬
den Artikeln und übersichtlichen Tabellen studieren.

Die neuen Probleme der Sozialpolitik, der Wirtschafts¬

organisation usw. (allein 45 Stichwörter mit dem Begriff
„Handel") sind mit neuestem statistischen Material dar¬

gestellt. Ueberall merkt man beim Durchblättern dieses

Bandes einen neuen, modernen Geist, der die heutige
Wirklichkeit zu erfassen sucht. Vor allem tut er dies

auch mit dem Mittel der lebendigen Veranschaulichung
durch eine ungemein reiche Textillustration, prachtvolle
farbige und schwarze Tafeln, doppelseitige Karten,
viele instruktive Bildstatistiken, Wirtschaftskartchen

usw. In dankenswerter Weise hat der Verlag mit Rück¬

sicht auf die jetzige Wirtschaftslage den ermäßigten
Vorbestellpreis des Werkes auch nach dem Erscheinen

des 2. Bandes noch bestehen lassen. Da der „Kleine

Meyer" im Herbst vollständig wird, sollte jeder, der

es sich irgend leisten kann, dieses wertvolle Werk jetzt
noch subskribieren, denn er gewinnt damit gleichsam
eine ganze Bibliothek aller Wissenschaften, aus dtr

man immer wieder neue Anregungen schöpfen kann.
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In Aufbau, Text und Bfldaasstattung
nach gänzlich neuen Gesichtspunkten
bearbeitet, durchaus auf die Bedarfnisse

des modernen Menschen eingestellt

Band I und II liegen vor, Band lü folgt
üb Herbst 1932.
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Neue Veröffentlichungen des

Internationalen Arbeitsamts

Die Wohnungspolitik in Europa (392 Saiten)

Das Werk behandelt vorwiegend das Problem des Kleinwohnungsbaus. Es gibt neben einem

Gesamtüberblick eine Darstellung des Wohnungsproblems in verschiedenen Ländern der Welt

(Deutschland, Grofibritannien, Niederlande, Dänemark, Schweden, Norwegen, Italien, Frankreich,

Belgien, Finnland, Oesterreich, Polen). Rehandelt werden insbesondere die Krise des Wohnungs¬

baus, der Umfang des Wohnungsbedarfs, die behördlichen Maßnahmen zur Finanzierung des

Wohnungsbaus und zur Forderung des Wohnungsbaus im allgemeinen, die Bodenpolitik, die

Frage aar Baukostensenkung und der Rationalisierung, die Tröger des Wohnungsbaus und die

Zahl dar errichteten Wohnungen.

Preis: broschiert 4,70 RM., in Ganzleinen gebunden 670 RM.

Arbeitslosigkeit und öffentliche Arbeiten (216 Seiten)

In dieser Schrift bringt das Internationale Arbeitsamt die in zahlreichen Landern zmt Ueber-

windung der Arbeitslosigkeit durchgeführten öffentlichen Arbeiten zur Darstellung. Es wird Ins¬

besondere ein allgemeiner Ueberblick Ober die Art der getroffenen Maßnahmen und die mit den

öffentlichen Arbeiten verbundenen Verwaltungs- und Finanzierungsprobleme gegeben.

Preis: 3,60 RM.

Zehn Jahre Internationale Arbeitsorganisation
Anläßlich der Vollendung des 10. Jahres der Tätigkeit dar Internationalen Arbeitsorganisation

hat das internationale Arbeitsamt ein umfassendes Werk über seine Tätigkeit und seine Aufgaben¬

gebiete veröffentlicht.

Das Werk darf ohne Uebertreibung ols Standardwerk der internationalen Sozialpolitik be¬

zeichnet werden.

Es enthält nach einer Einleitung des Direktors des Internationalen Arbeitsamts, Albert Thomas,

eingehende Unterlagen über das Wesen und die Aufgaben der Internationalen Arbeits¬

organisation, Ihr Werk, die Ergebnisse und die tausendfältigen Beziehungen, die das Inter¬

nationale Arbeitsamt mit allen sozialpolitischen Organen und Kreisen der Welt verbinden.

Preist in Ganzleinen gebunden 11,25 RM.

Zu beziehen durch den Buchhandel oder die Abteilung für Veröffent¬

lichungen dee Internationalen Arbeitsamts/ Berlin NW40 •


